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FÜHRUNG KOSTET. Mit 100 Mio. DM
will das Bundesministerium für Bildung
und Forschung die Entwicklung der Mi-
krosystemtechnik als einer Schlüssel-
technologie des 21.Jahrhunderts fördern.
„Mit dem Förderprogramm wird die
führende Position Deutschlands auf dem
High-Tech-Markt gestärkt“, heißt es aus
dem Ministerium. Die Mikrosystemtech-
nik sei heute schon für zahlreiche Bran-
chen von strategischer Bedeutung, v.a. in
der Automobilbranche (z.B. Airbag-Sen-
sor, ABS, Drehratensensor). Entspre-
chend konzentriert sich die künftige För-
derung auf die Kommunikations- und
Automobiltechnik, den Maschinen- und
Anlagenbau sowie die Chemie- und La-
bortechnik. Absicht ist, einen Innovati-
onsschub einzuleiten bzw.zu fördern.100
Mio. DM umfaßt auch das neue Förder-
programm für Biotechnologie. Auch hier
ist das Ziel,„die gegenwärtig in Deutsch-
land entstehende Biotechnologiebranche
zu einem international wettbewerbsfähi-
gen Wirtschaftszweig zu entwickeln“.
Außerdem soll damit die Gründung und
Etablierung neuer Forschungsunterneh-
men betrieben werden.

STUDENTENOPFER. Opfer der Ein-
sparungen des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung drohen die Stu-
dierenden zu werden.Von den vorgesehe-
nen 1109 Mio. DM Einsparungen sollen
500 Mio.beim Bafög abgezwackt werden.
Angeblich ändere sich für die Studieren-
den nichts. Tatsächlich wird zukünftig
die Hälfte des Bafögs, die bereits jetzt als
zinsfreies Darlehen aus dem Bildungs-
etat gezahlt wird, von der Deutschen
Ausgleichsbank gezahlt. Das Deutsche
Studentenwerk hält diese Regelung für
einen „Skandal“, da die 500 Mio. für im-
mer aus dem Bafög-Plafond verschwun-
den seien.Schon vor vier Jahren hatte der
damalige Bildungsminister Rütgers ver-
such, das Bafög in einen Bankenkredit
umzuwandeln, war damit aber geschei-
tert. Der jetzige Plan unterscheide sich,
heißt es aus dem Bildungsministerium,
da das Ministerium für die Zinsen der
Ausgleichsbank aufkomme. Noch viel-
leicht – aber für wie lange?

SÜDOSTEXPANSION. Regierung und
Kapitalistenverbände haben einen Len-
kungskreis gebildet, der die „deutschen
Interessen“ im Kosovo koordinieren und
durchsetzen ssoll. Ihm gehören das Bun-
deswirtschaftsministerium,das den Len-
kungskreis zusammen mit dem „Ostaus-
schuß der deutschen Wirtschaft“ leitet,
das auswärtige Amt und das Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit sowie neben dem „Ostaus-
schuß“ der Bundesverband der Deut-
schen Industrie und der Deutsche Indu-
strie- und Handelstag an, dazu eine Rei-
he sog. „Experten“. Der „Ostausschuß“
ist auch an der Auswahl solcher „Exper-
ten“ zur Besetzung der Wiederaufbaua-
gentur der Europäischen Union beteiligt,

die ab 1.Oktober „vor Ort“ den Stand der
Kriegszerstörungen begutachten und
Aufträgen vergeben wird. Das nach Süd-
osteuropa drängende deutsche Kapital
erfährt weitere Unterstützung durch die
in Abstimmung mit dem BMWi arbeiten-
denBundesstelle für Außenhandelsinfor-
mationen, die in den nächsten Wochen ei-
ne Informationsleitstelle „Wiederaufbau
Kosovo/Südosteuropa“ einrichtet.

WAHRHEITSMONOPOL. Die Bundes-
wehr schloß am 2. Juli einen von der ju-
goslawischen Armee betriebenen Sender
in Orahovac,da dieser „gezielte Falschin-
formation verbreitet“ und so die Bevöl-
kerung „beunruhigt“ haben soll. Nach
Angaben des Bundeswehrsprechers ver-
breitete der Sender Desinformationen,
indem er beispielsweise über Angriffe auf
humanitäre Konvois oder serbische Zivi-
listen berichtet hat.

EUROPOL.Am 1.Juli nimmt Europol of-
fiziell die Arbeit auf. Obwohl zur Straf-
verfolgung geschaffen, liegt der Schwer-
punkt der Tätigkeit im präventiven Be-
reich. Diese Entwicklung wird durch die
geplante Zuweisung weiterer Kompeten-
zen, die auf operative Aktionen zielen,
verstärkt werden. „Operative Aktionen“
meint nach einschlägiger Definition
nicht die Verfolgung von Straftaten, auch
nicht die unmittelbare Gefahrenabwehr,
sondern eine Vorfeldarbeit, die auf die
„Beseitigung von kriminellen Ausgangs-
und Operationsbasen“ (Stümper) ab-
zielt.Entsprechend überschreiten die Be-
fugnisse von Europol bei der Verarbei-
tung und Speicherung personenbezoge-
ner Daten die Befugnisse der nationalen
Polizeien bei weitem; z.B. darf Europol
Daten von Kontakt- und Begleitpersonen
von Personen erfassen, von denen ange-
nommen wird, daß sie einmal Straftaten
begehen könnten, kann Daten zum Se-
xualleben oder zur Gesundheit erfassen
etc. Hier formiert sich auf europäischer
Ebene ein neuer Typ von Sicherheitsap-
paraten, in denen die Polizeien, unter-
stützt von den Geheimdiensten, mitein-
ander verschmelzen und in teilweise ei-
gens geschaffenen rechtsfreien Räumen
kontrollieren, überwachen, verfolgen
und sich selbst der Kontrolle entziehen.

VERLUST. Nach Angaben der Stiftung
Lesen nahm der Anteil sprachentwick-
lungsgestörter Kinder im Alter von drei
bis vier Jahren im letzten Jahrzehnt von
4 auf 25 Prozent zu.Allgemein nehme die
Sprach- und Lesefähigkeit immer mehr
ab.Von den Erwachsenen mit Deutsch als
erster Sprache verfügten 14 Prozent über
sehr schlechte, weitere 34 Prozent über
unzureichende Möglichkeit, den Inhalt
von Texten zu verstehen.

WAS KOMMT DEMNÄCHST? „Aktuell
in Berlin“. Am 6. September beginnt die
erste Sitzungswoche des Bundestages
nach der Sommerpause.
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Das Sparprogramm ist so unübersicht-
lich,weil es mit den Wahlversprechen von
SPD und Grünen nicht in Übereinstim-
mung steht. Es fehlt also am argumenta-
tiven Unterbau, zur Beurteilung stehen
bloß die rohen Tatsachen.

Diese Nicht-Übereinstimmung be-
trifft die Bereiche, die unter „Sozialab-
bau” gefaßt werden, am breitesten aus-
diskutiert bei der gesetzlichen Rente, wo
die „nettolohnbezogene Rente” ausläuft
und deutlich wird, daß die soziale Pro-
blematik der Altersversorgung direkt
mit der Entwicklung der Kapitalrendite
verbunden werden soll.

Staatsschulden senken = 

Privatisierung aller Daseinsvorsorge

Als Hauptgrund für den Sparzwang gibt
die Regierungskoalition an, daß die
Staatsverschuldung zu hoch sei. Da-
durch werde der Spielraum für Staatsin-
terventionen zugunsten von Arbeitsplät-
zen oder, allgemeiner, von Staatsinter-
ventionen für Wirtschaftswachstum ver-
engt.

Von den Privaten aus gesehen ist die
Staatsschuld eine Anlageform. Sie un-
terliegt anderen Risiken als etwa die Be-
teiligung an Unternehmen. Die Sicher-
heit der Staatsschuld hängt ab von der
Stabilität des Geldwertes und der Fähig-
keit des Staates, Steuern einzutreiben.

Abbau der Staatsschuld bedeutet
letztlich, daß ein größerer Teil der anzu-
legenden Mittel in die Wirtschaft muß.
Fährt die Regierung den Kapitalbedarf
der öffentlichen Hand herunter, sollten
private Investitionen erleichtert werden.

Der Effekt ist doppelt: Die große Zahl
von Anlegern, die Ersparnisse hat, die
zwar beachtlich sind, aber nicht zum
Einstieg in ein Geschäft ausreichen,wird
aus Staatspapieren in andere Anlagen
gedrängt. Letztlich geht es darum, gut-
verdienende Angestellte und Beamte un-
ter Führung der Kapitalisten unmittel-
bar am Wirtschaftsleben zu interessieren
und von dem Versorgungsgedanken weg-
zuführen. Das bringt dann eine ideologi-
sche Verschiebung.

Die Sicherheit der Staatsschuld be-
ruht auf der Steuerkraft des Ganzen. Die
Besteuerung greift nach der Wertschöp-
fung ein und nachdem die Ergebnisse der
Verteilungskämpfe zwischen Lohnarbeit
und Kapital stehen. Die Steuerkraft des
Ganzen ist ein Anzeiger für den Grad von
Wohlstand oder Armut. Die Politik kann
auf die Verteilung von Lohn und Profit,
die an der Quelle ausgekämpft wird,
durch Besteuerung einwirken und – je
nach ihren Vorstellungen – mit Vertei-
lungsungerechtigkeit nach der einen

Staatshaushalt

Gestaltungsabsichten des Eichel/Schröderschen
Sparprogramms Dokumentiert: Deutschland erneuern 

Zukunftsprogramm zur
Sicherung von Arbeit, Wachstum
und sozialer Stabilität
Zukunft gestalten – Die Herausforderungen
annehmen 

Bei Amtsübernahme hat die Bundesre-
gierung eine katastrophale Finanzlage
vorgefunden. Fast jede vierte Steuer-
mark gibt der Bund für Zinsen aus.
Deutschland ist auf dem Weg in den
Schuldenstaat. Massenarbeitslosigkeit
und erdrückende Abgabenlast der Bür-
gerinnen und Bürger haben sich in der
letzten Jahren aufgebaut. Das kann so
nicht weitergehen. Wenn wir jetzt nicht
gemeinsam gegensteuern,setzen wir un-
sere Zukunft aufs Spiel …
Arbeitsplätze schaffen: Vorrangiges Ziel
der Bundesregierung ist die Sicherung
und Schaffung von Arbeitsplätzen.
Hierzu haben wir bereits kurz nach der
Wahl ein Maßnahmenbündel ergriffen.
Mit dem Bündnis für Arbeit,in dem erst-
mals wieder Gewerkschaften,Arbeitge-
ber und Regierung zusammenarbeiten,
wollen wir einen hohen Beschäfti-
gungsstand und die Sicherung von Aus-
bildungsplätzen erreichen. Das Sofort-
programm zur Bekämpfung der Ju-
gendarbeitslosigkeit ist sehr erfolgreich
angelaufen und wird fortgeführt. Wir
haben die aktive Arbeitsmarktpolitik
verstetigt und geben damit den Men-
schen ohne Arbeit eine Chance, einen
Weg aus der Arbeitslosigkeit zu finden.
Hinzu kommen Maßnahmen zur Regu-
lierung des Arbeitsmarktes, z.B. die
Neuregelung des Schlechtwettergeldes
oder der soziale Schutz für über 5 Mil-
lionen geringfügig Beschäftigte.
Handlungsfähigkeit sichern: Wir wollen
eine Politik, die unser soziales Gemein-
wesen aktiv gestaltet,die für soziale Ge-
rechtigkeit, Arbeitsplätze, für eine le-
benswerte Umwelt und Wachstum sorgt.
Wir müssen dafür sorgen, daß die Zu-
kunft bezahlbar bleibt. Damit der Staat
nicht seiner Handlungsfähigkeit be-
raubt wird,muß jetzt gehandelt werden.
Bei einem weiteren Marsch in die Ver-
schuldung könnten Staat und Politik in
Zukunft nur noch reagieren, aber nicht
mehr aktiv gestalten …
Verantwortung für zukünftige Generationen
übernehmen: Es geht um das Deutsch-
land unserer Kinder. Es ist verantwor-
tungslos, ständig über die finanziellen
Verhältnisse zu leben. Wir können es
nicht zulassen, daß unsere Kinder ein
Leben lang nur dafür arbeiten müssen,
die Schulden abzutragen,die unsere Ge-

neration aufgehäuft hat …
Wachstumsimpulse setzen: Sparen ohne
Wachstum ist Stillstand. Unser Zu-
kunftsprogramm setzt zusätzlich und
gezielt Wachstumsimpulse für den kon-
junkturellen Aufschwung. Wir schaffen
ein modernes, international konkur-
renzfähiges Steuerrecht, das wachs-
tums- und investitionsfördernd ausge-
staltet ist. Beschäftigung wird ebenso
gefördert wie der schonende Umgang
mit den natürlichen Ressourcen.
Steuergerechtigkeit herstellen: Wir stellen
Steuergerechtigkeit in unserem Land
wieder her, indem wir die Besteuerung
konsequent nach der Leistungsfähig-
keit ausrichten.Kleine und mittlere Un-
ternehmen, Familien und Arbeitnehmer
müssen entlastet werden. …
Gezielte Schnitte fördern das Wachstum –
Eckpunkte der Haushaltskonsolidierung:
… Schwerpunkte der Maßnahmen zur
Konsolidierung des Bundeshaushaltes
sind die Stabilisierung des Sozialstaa-
tes, der Subventionsabbau und die
Straffung des Staatsapparates mit einer
Verkleinerung des öffentlichen Dien-
stes. So wird die Last der Sparmaßnah-
men auf viele Schultern verteilt.

Im sozialen Bereich konzentrieren
sich die Maßnahmen auf strukturelle
Anpassungen bei den Renten, dem Ar-
beitslosengeld und der Arbeitslosenhil-
fe …
Steuerlicher Subventionsabbau: Mit dem
Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/
20002 ist schon viel für den steuerlichen
Subventionsabbau getan worden… Wei-
tere Schritte folgen jetzt. So wird es u.a.
eine Besteuerung der kapitalbildenden
Lebensversicherungen geben … Dane-
ben werden die Sätze für die Abschrei-
bung beweglicher Wirtschaftsgüter ent-
sprechend der BFH-Rechtsprechung
auf jeweils realitätsnahe Werte zurück-
geführt. Das Ende der Laufzeit für Zin-
sen auf Steuererstattungen und Steuer-
nachzahlungen wird nicht mehr auf vier
Jahre begrenzt …Weiteren Subventi-
onsabbau wird es u.a. durch schrittwei-
sen Abbau der Gasölbetriebshilfe in der
Landwirtschaft sowie die bedarfsge-
rechte Verringerung der Aufwendungen
für den sozialen Wohnungsbau geben.…
Familien entlasten: Mit der Neuregelung
des Familienleistungsausgleichs entla-
sten wir Familien verfassungsgerecht.
Unternehmen entlasten: Ziel der Unter-
nehmenssteuerreform ist die Stärkung
der internationalen Wettbewerbsfähig-
keit. Deshalb sollen die im internatio-
nalen Vergleich hohen nominalen Steu-
ersätze gesenkt werden …
Quelle: http://www.bundesfinanzministeri-
um.de/Haush99/Grundsatzpapier.htm
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oder anderen Seite hin korrigieren. Wer
seine Versorgung bzw. das Familienver-
mögen auf die Staatsschuld aufbaut,
setzt auf eine etwas krause Art auf Flo-
rieren und Bestand des politisch-wirt-
schaftlichen Zusammenhanges.

Anders der Investor in Geschäfte.
Gute Entwicklung der Rendite zeigt
bloß, daß der Anleger aufs richtige Pferd
gesetzt hat.Die Umorientierung der Spa-
rer auf die Rendite orientiert im Vertei-
lungskampf zwischen Lohnarbeit und
Kapital auf Sieg der Unternehmerseite
und in der Konkurrenz der Unternehmen
auf Sieg der eigenen Anlage.

Die Privatisierung sämtlicher durch
die Notwendigkeiten der Daseinsvorsor-
ge gesetzter Interessen ist die Richtung,
in die das Paket zieht, der Trend, den es
fördern will und wird.

Über diese generelle Richtung gibt es
bei den bürgerlichen Parteien kaum noch
eine Meinungsverschiedenheit.Die Absi-
cherung des Alters, der Gesundheit, der
Wohnung und schließlich der Bildung
der nachkommenden Generation, alles
soll möglichst unmittelbar an den Wirt-
schaftserfolg von Unternehmen gebun-
den werden.

Unterschiedliche Staatsintervention. 

Union: fürs selbstarbeitende Eigentum

SPD: für die „Neue Mitte“?

Meinungsverschiedenheiten bestehen
zwischen der Sozialdemokratie und der
Union v.a. über die konkrete Ausgestal-
tung der Staatsinterventionen in die
Wirtschaft.

Die Unionsparteien neigen dazu, das
kleine Eigentum, Handwerk, kleine Ge-
schäftsleute und Landwirte, zu stützen.
Die SPD neigt dazu überhaupt nicht; ge-
genüber der Landwirtschaft legt sie so-
gar eine höhnisch feindselige Haltung an
den Tag.

Diese Differenz ist keineswegs gering-
fügig. Es geht nicht nur um erhebliche
Personenkreise, sondern um stilbildende
Lebensformen. Der Konservatismus
würde z.B. seinen universellen Geltungs-
anspruch verlieren, gäbe es nicht Le-
bensverhältnisse, in denen ein hartes Los
und persönliches Eigentum an den Pro-
duktionsmitteln zusammenfielen, und
wäre Besitz an Produktionsmitteln
gleichbedeutend mit einem saftigem ar-
beitslosen Einkommen. Diese tragende
Rolle für eine Ideologie trägt dem Hand-
werk und den Bauern den Haß der SPD
ein; es wäre der Partei am liebsten, diese
Existenzen veschwänden ganz.

Die negative Haltung zu Handwerk
und Bauern führt zu seltsamen Verren-
kungen. Da die große Industrie in ihren
modernsten Branchen Arbeitsbereiche
ausgliedert und eine von ihr abgeleitete
neue Selbständigkeit schafft und da die-
se neue Selbständigkeit den Kunstbe-
griff der Neuen Mitte so ungefähr noch
am besten erfüllt, muß die Partei gleich-
zeitig dafür und dagegen sein. Dies ge-
lingt über die Förderung bzw. Nichtför-
derung von Bereichen (Landwirtschaft 3

mal Minus, Gentechnik 3 mal Plus).

Der Aufschwung = Anschub des 

Kapitalmarktes + Umstrukturierung des

Arbeitsmarkts

Ein Ausbruch aus der sozialdemokrati-
schen Tradition ist erforderlich in Sachen
Arbeitslosigkeit. Die Hoffnung auf den
Aufschwung ist die letzte Klammer, die
Regierung und Wählerschaft zusammen-
hält.Die Regierung will den Aufschwung
durch Entlastung des Kapitalertrags und
des Kapitalmarktes anschieben.Sie sieht
aber gleichzeitig die Notwendigkeit der
Umstrukturierung der industriellen Re-
servearmee. Denn wenn gegenwärtig
auch ein Überangebot von Arbeitskraft
besteht, so besteht dieses Überangebot
nicht für jede Art von Arbeit und nicht
für jedes Entgelt. Die Arbeitskräfte, die
sich gegen gewisse Zumutungen sperren,
müssen mobilisiert werden. Es ergeben
sich daraus für den Haushalt entgegen-
gesetzte Folgen. Maßnahmen, die als
„Anreiz zur Aufnahme von Arbeitsver-
hältnissen” laufen, sparen Kosten. Maß-
nahmen für „Langzeitarbeitslose” die
man als Umerziehungsmaßnahmen be-
greifen kann, kosten Geld.

Was tun SPD und Grüne für ihren 

Anhang, die Neue Mitte?

Die Einkommensverluste der letzten
Jahrzehnte haben dazu geführt, daß das
familiale Reproduktionsmodell nicht
nur für Arbeitereinkommen zu teuer ge-
worden ist, auch sogenannte Besserver-
dienende fallen in der Breite oft unter die
Einkommensgrenze, die den Unterhalt
einer Familie ermöglichen würde.

Das rührt an die Grundfesten der ideo-
logischen und politischen Reproduktion.
In Erkenntnis dessen haben die höchsten
Gerichte gesprochen, und in Erkenntnis
dessen folgt die Regierung. Ähnliches
zeichnet sich auch in der Schul- und Bil-
dungspolitik ab. Die staatliche Sozial-
und Bildungspolitik der kommenden
Jahre wird sich darauf konzentrieren,die
Reproduktion der mittleren Einkom-
mensklassen zu stabilisieren, während
die Reproduktion der unteren Einkom-
mensklassen umgewälzt wird.

Der wirtschaftliche Interessengegen-
satz, in dem die von Lohn und Gehalt ab-
hängigen Mittelklassen zum Kapital ste-
hen, wird durch die Lenkung von Vermö-
gensbildung und Spartätigkeit austa-
riert.Dadurch wird der führende Einfluß
der wirklich Reichen gestärkt, d.h. jener
Klassen, die über so viel Vermögen ver-
fügen, daß sie durch ihre persönliche Ak-
tion bestimmenden Einfluß auf den Ge-
schäftsbetrieb ausüben können. Der
Führungsanspruch jener, die durch ihren
privaten Reichtum gesellschaftlich
führend wirken, wird paradoxerweise
gerade dadurch gestärkt, daß das priva-
te Vermögen dem Blick der Öffentlichkeit
entzogen wird. Mit einiger Erbitterung
sind sich alle – ausgenommen nur die
PDS – einig, daß eine Besteuerung der
Vermögen oder ein harter Durchgriff

beim Erben nicht in Frage kommen.
Das Vermögen, der Besitz werden po-

litisch und gesellschaftlich unsichtbar.
Ihr Wirken wird unantastbar.

Die Gestaltungsabsicht des Eichel/
Schröderschen Sparpakets wird lang-
sam erkennbar. Sie zielt nicht mehr klas-
sisch auf Moderation des Gegensatzes
von Lohnarbeit und Kapital durch den
Staat und nach Gerechtigkeitsvorstel-
lungen. Die SPD-Politik versucht, breite
soziale Schichten der Lohnabhängigen
in geistige Abhängigkeit der Kapitaleig-
ner zu lavieren, die vornehm aus dem
Hintergrund heraus wirken. Als Leitbild
wäre der moderne Wirtschaftsanwalt ge-
eignet, der windig und wendig aus dem
Heer der Millionen sich herausgewunden
hat. So etwas durchquert einen mit ural-
ten Bäumen bestandenen Park,macht ei-
nen sehr nützlichen Vorschlag auf Kosten
von ein oder mehreren Hunderttausend
Mitmenschen, wird mit einer Spur Ekel
weggeschickt und berechnet im Gehen
freudig erregt das angemessene Honorar.
– Daß so eine Konzeption die Grünen auf-
reiben muß, ist irgendwie klar, weitaus
weniger gewiß jedoch, wie die SPD da-
mit auf Dauer klarkommen soll. alk, maf 

CDU: Wochenthema

Die Folgen des sogenannten
Zukunftsprogramms 2000 
… Die Zeche der unseriösen Politik der
Regierung Schröder zahlen:
Die Wirtschaft: Das Sparkonzept der
rot-grünen Bundesregierung schwächt
den Wirtschaftsstandort Deutschland.
Die massiven Kürzungen bei den Inve-
stitionsausgaben wirken sich negativ
auf Wachstum und Beschäftigung aus.
Der Aufbau Ost: Der Osten trägt im Jahr
2000 mit 8 Milliarden DM, in 2001 mit
9 Milliarden DM und in 2002/2003 mit
je 10 Milliarden DM zu den sogenann-
ten Konsolidierungsmaßnahmen bei … 
Die Kommunen: Der Abbau der ori-
ginären Arbeitslosenhilfe um 1,3 Mil-
liarden DM führt unmittelbar zu einer
höheren Belastung der kommunalen
Haushalte und macht die Betroffenen
zu Sozialhilfeempfängern… Ange-
sichts der angespannten Finanzsitua-
tion der Kommunen führen zusätzliche
Belastungen unmittelbar zu weiteren
Kürzungen kommunaler Investitio-
nen.
Die Landwirtschaft: Für die Landwirt-
schaft sind ebenfalls massive Haus-
haltskürzungen vorgesehen, begin-
nend mit einem Minus von 857 Millio-
nen DM im Jahr 2000 und einem suk-
zessiven Anstieg der Kürzungen auf
über 1,4 Milliarden DM im Jahr 2003.
Die Rentner: …werden die Renten von
der allgemeinen Wohlstandsentwick-
lung abgekoppelt.
Die Familien: (Die Entlastungen) wer-
den durch Belastungen an anderer
Stelle vielfach Makulatur.
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Kontrolle der Geheimdienste

PDS wird
ausgeschlossen
Noch im Herbst letzten Jahres hatte die
rot-grüne Regierungskoalition vorge-
schlagen,das parlamentarische Geheim-
dienstkontrollgremium (PKG) auf 15
Mitglieder zu vergrößern, damit alle
Fraktionen in diesem Gremium vertreten
sind. Nun aber hat sich die ganz Große
Koalition von Bündnis 90/Grüne, die ih-
re Diskriminierung in ihren Anfängen
längst vergessen haben und bei der Dis-
kriminierung anderer bereitwillig mit-
mischen,bis zur CSU darauf verständigt,
die Größe des Kontrollgremiums mit
neun Mitgliedern so klein zu halten, daß
die PDS draußen bleibt und die staats-
tragenden Parteien unter sich bleiben. In
der letzten Legislaturperiode blieb die
PDS-Gruppe von der Kontrolle der Ge-
heimdienste ausgeschlossen, weil sie die
Fraktionsstärke nicht erreicht hatte,
jetzt, wo die PDS in Fraktionsstärke ver-
treten ist, wird das Gremium eben so zu-
geschnitten, daß das Ziel des gezielten
Ausschlusses erreicht wird.

Zwar gibt es eine Reihe kleinerer par-
lamentarischer Gremien, in denen eben-
falls keine Mitglieder kleiner Fraktionen
mitarbeiten. Doch haben diese Fraktio-
nen in diesem Fall die Möglichkeit, sich
über die Themen,die dort behandelt wer-
den, im Rahmen des Fragerechts und der
Plenardiskussion kundig zu machen und
die eigenen Auffassungen einzubringen.
Das ist bei der PKG nicht der Fall. Seine
Arbeit unterliegt strikter Geheimhal-
tung, ein Recht auf Auskunft gibt es für
Nicht-Mitglieder nicht, es gibt also kei-
nen anderen Zugang als die unmittelba-
re Zugehörigkeit.

Schon der frivole Zugriff auf parla-
mentarische Rechte einer unliebsamen
Partei ist skandalös. Tatsächlich ist die
PDS die (inzwischen) einzige im Parla-
ment vertretene geheimdienstkritische
Partei.So liegt der Verdacht nahe,daß die
Geheimdienste vor kritischer Kontrolle
geschützt werden sollen. Und zwar in ei-
ner Zeit, in der die verschiedenen Appa-
rate wuchern, immer undurchschauba-
rer werden, neue Aufgaben erhalten, ih-
re Rolle und ihr Verhältnis zueinander
neu bestimmen, das Trennungsgebot
zwischen Polizei und Diensten immer
weiter aufweicht. Darüber hinaus mut-
maßt die PDS-Abgeordnete Ulla Jelpke,
daß der Sinneswandel der Regierungs-
koalition – Verringerung der PKG von
zunächst vorgeschlagenen 15 auf 9 Mit-
glieder – als Vorkriegsentscheidung ver-
standen werden müsse. D.h. daß „es also
vor Beginn des Kosovo-Krieges Infor-
mationen über den BND und den MAD
gegeben hat, die den einzigen parlamen-
tarischen Kriegsgegnern nicht in die
Hände fallen sollten. Diese Spekulatio-
nen erhalten dadurch Nahrung,daß auch
in den Medien relativ offen über opera-

tive Einsätze der Nachrichtendienste re-
spektive des BND spekuliert wird. Kol-
portiert wird beispielsweise, daß der
BND zusammen mit der CIA einen ge-
heimen Plan zur Sabotage gegen den ju-
goslawischen Präsidenten Slobodan Mi-
losevic ausgearbeitet habe (vgl. FAZ und
ND vom 25.5.1999) und mit mehreren
Millionen Mark an der Bewaffnung der
UCK beteiligt sei (vgl.Welt am Sonntag,
24.5.1999).“ (Ulla Jelpke, Geheim 2/99) 

Leider blieb die PDS-Kritik etwas
verhalten. Dies mag mit der PDS-inter-
nen Diskussion zu tun habe, die u.a. um
die Frage geht,ob eine Beteiligung an der
Kontrolle nicht eine Legitimierung der
Geheimdienste bedeute und so der For-
derung nach Abschaffung aller Geheim-
dienste entgegenstehe, oder ob die par-
lamentarischen Rechte im Sinne der Ge-
genwehr gegen den Abbau von Grund-
und Freiheitsrechten eingefordert und
darüber hinaus die Kritik der Geheim-
dienste verbessert werden müsse. scc

BGS im Auslandseinsatz

Regierung mißachtet
Parlament
Nach § 8 Abs. 1 des Gesetzes über den
Bundesgrenzschutz (BGSG) ist die Bun-
desregierung verpflichtet,das Parlament
über den Einsatz von Angehörigen des
Bundesgrenzschutzes im Ausland zu-
mindest zu unterrichten. Tatsächlich
setzt sich die rot-grüne Regierung auch
über dieses Gesetz einfach hinweg. Mit
einer Anfrage an das Bundesinnenmini-
sterium machte die PDS-Abgeordnete
Petra Pau jetzt bekannt, daß sich An-
gehörige des Bundesgrenzschutzes seit 7.
April in Albanien und Mazedonien um-
treiben, ohne daß das Parlament unter-
richtet worden wäre oder gar seine Zu-
stimmung gegeben hätte.

In Albanien sind drei BGSler „mit
dem Auftrag der Aufklärung der Flücht-
lingssituation sowie der Koordinierung
von Flüchtlingsmaßnahmen“ tätig,orga-
nisatorisch ist das Team an die Polizei-
mission MAPE, der WEU angebunden,
an der sich die BRD seit 1997 mit 15 Be-
amten beteiligt.

In Mazedonien sind 15 „Grenzschüt-
zer“ im Einsatz, laut Angaben des Bun-
desministeriums des Innern mit der Aus-
wahl der nach Deutschland ausgefloge-
nen Kosovo-Flüchtlinge „nach den
durch die Bundesregierung festgelegten
Kriterien“.

Die arrogante Antwort des Bundesin-
nenministeriums auf die PDS-Anfrage:
Da die mazedonische Regierung dem
Einsatz zugestimmt habe, komme § 8
BGSG nicht zur Anwendung.Inzwischen
kündigte das Innenministerium an, daß
demnächst bis zu 200 Polizisten und
Grenzschützer in den Kosovo geschickt
würden. Über eine geplante Unterrich-
tung des Parlaments wurde bisher nichts
bekannt. scc

Zum Dokument „Bündnis 90/Die Grünen

haben eine zweite Chance verdient!“

Arme Grüne, reiche
Grüne
Im Meinungsstreit der Bündnisgrünen
findet die „2. Chance“ große Beachtung.
Der Text – ca. 20 000 Zeichen – enthält
das Wort „Krieg“ nicht. Man argumen-
tiert lieber indirekt.

„Die zweite Generation konstituiert
sich nicht allein über das Alter, sondern
über den Politikstil. Wir Jungen als Teil
der zweiten Generation wollen und kön-
nen dem Treiben der vielen moralisie-
renden Besserwisser in unserer Partei
aus der Gründergeneration nicht mehr
tatenlos zusehen … es bedarf einer kla-
ren Entscheidung über den richtigen Weg
der Partei in der Zukunft.Wir treten da-
bei ein für eine klare, machtbewußte,
pragmatische Positionierung, aber auch
für eine teilweise Auswechslung der Mit-
gliedschaft: Wer zur Nichtwahl … sollte
sich überlegen, ob er nicht in einer lin-
ken Folkloregruppe besser aufgehoben
ist, als in einer Partei.“

Machtbewußt und moralvergessen –
Parteifunktionäre, die dieser Devise an-
hängen, müssen auch an teilweise Aus-
wechslung der Mitgliedschaft denken.
Sie wollen sich nicht messen lassen an
Parteiprogramm und -tradition (das
meint die Rede von moralisierender Bes-
serwisserei), woran wohl dann?

„Wem es reicht, das Richtige zu for-
dern, für den ist eine Bewegung genau
das Richtige.Wer versucht, daß Mögliche
zu erreichen, der ist in einer Partei rich-
tig … Für wen unvermeidliche Kompro-
misse mehr Frust als Lust sind, wer die
Regierungsbeteiligung lieber nörgelnd
als konstruktiv begleiten will, wer
glaubt, opponieren und regieren sei
gleichzeitig möglich, der ist herzlich ein-
geladen, das zu tun – aber bitte in einer
Bewegung und nicht in unserer Partei.“

Das Richtige ist danach unmöglich.
Was ist das Mögliche? „Die neue Positio-
nierung wäre … einerseits ein Angebot
an alle,die nicht vergessen haben,daß Ei-
gentum verpflichtet.Andererseits würde
es den schwächeren Menschen zeigen,
daß es noch eine politische Kraft gibt,die
ihnen helfen will und nicht den verkru-
steten Strukturen der Sozialstaatsbüro-
kratie.Wir wollen das brachliegende gei-
stige Erbe des verantwortungsvollen Li-
beralismus aufnehmen und mit dem Ein-
treten für Ökologie und Generationen-
gerechtigkeit verbinden. Mit diesem
Konzept würden die GRÜNEN wieder
die Lücke füllen, die SPD und CDU las-
sen.Sie wären wieder eine Alternative zu
dem klassischen Politikangebot.“ 

Wo Eigentum verpflichtet, Stärkere
Schwächeren helfen, Mächtige Gerech-
tigkeit stiften, da geht es um eine Legiti-
mationslegende für Bereicherung. Ein
dringendes, drängelndes Interesse, aber
kein breites. maf
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von Chris Marsden

Europa ist offenbar entschlossen, nach
dem Krieg die Kontrolle auf dem Balkan
zu übernehmen.

Einen konkreten Einblick in die eu-
ropäischen Ambitionen vermittelt ein
Dokument,das im Mai von einem führen-
den „Think Tank“, dem Zentrum für eu-
ropäische Politikstudien (Center for Eu-
ropean Policy Studies, CEPS), veröffent-
licht wurde. Unter dem Titel Ein System
für die Nachkriegszeit in Südosteuropa:
Plan für den Wiederaufbau, für Öffnung,
Entwicklung und Integration liefert die-
ses Papier eine Vorlage für die europäi-
sche Übernahme des Balkans.

Der darin enthaltene Zehn-Punkte-
Plan ist wesentlich deutlicher als das,
was im Rahmen des Stabilitätspakts ins
Auge gefaßt wurde. So werden folgende
Ziele genannt: die assoziierte Mitglied-
schaft in der EU; Dringlichkeitshilfe;
Zollunion mit der EU und sofortige Ab-
schaffung aller Zölle; „Euroisierung“
[Einführung des Euros als gängige
Währung für die Region]; Gründung ei-
ner südosteuropäischen Agentur für Wie-
deraufbau; Schaffung ziviler Einrich-
tungen; Aufrechterhaltung der öffentli-
chen Sicherheit und Schutz der erwei-
terten EU-Zollgrenzen mit Hilfe von eu-
ropäischen Polizei und paramilitäri-
schen Einheiten; militärische Kontrolle
durch EU-geführte Friedenstruppen; In-
tegration der Verwaltung und private und
öffentliche Sonderabteilungen.

Plan für ein EU-Protektorat

Das Dokument stellt eine aggressive
Zurschaustellung der europäischen im-
perialistischen Interessen dar und faßt
die Umwandlung der gesamten Region in
ein EU-Protektorat ins Auge. „Die NA-
TO“ habe „eine notwendige Aufgabe er-
füllt“, heißt es, „indem sie versuchte, die
Verbrechen gegen die Menschlichkeit mit
militärischer Gewalt zu stoppen. Aber
sobald die Militäraktionen zu Ende sind,
muß die zivile Ordnung aufgebaut wer-
den, und hier muß die Europäische Uni-
on ihrer Verantwortung gerecht werden.“

Nach einer Verbeugung vor der mi-
litärischen Stärke der USA fordern die
Verfasser die europäischen Großmächte
auf, schrittweise alle militärischen und
polizeilichen Funktionen zu überneh-
men, entweder unter dem Schirm der
NATO oder direkt. Das Papier wurde
schon vor dem Beschluß zum Aufbau ei-
gener EU-Truppen entworfen, aber es
lobt die EU für ihre Schritte in diese
Richtung.

Für die EU sieht der Plan eine perma-
nente bewaffnete Präsenz vor. „Die frie-
denserhaltenden Maßnahmen müssen

mehr und mehr unter EU-Führung ge-
stellt werden“, und die EU soll die Ober-
aufsicht „über den Zoll sowie die Poli-
zeigewalt bei der Kontrolle aller Häfen
und Grenzübergänge ausüben.“ Dies soll
Bedingung für die assoziierte Mitglied-
schaft sein.

Das CEPS betont, die EU müsse „be-
trächtliche Leistungen für eine parami-
litärische und polizeiliche Unterstüt-
zung aufbringen, damit die Kontrolle
übernommen werden kann, sobald das
Militär abzieht. (…) Im allgemeinen hat
die EU die Aufgabe, in Südosteuropa ein
weites Feld von operativen Einsätzen im
Sicherheitsbereich abzudecken, das von
,sanfter‘ Zusammenarbeit bis hin zu
,harter‘ militärischer Intervention
reicht.“

Um dies zu veranschaulichen, ver-
weist die CEPS auf die Lehren aus Bos-
nien-Herzegowina: „Bosnien liefert eine
einmalige Erfahrung, wie man ein mo-
dernes Protektoratssystem praktisch
umsetzt. Daraus müssen Lehren gezogen
werden.“

Folgende Passage macht das Ausmaß
der Diktatur in Bosnien deutlich: „Seit
dem Dayton-Pakt von 1995 wurde in
Bosnien mit Hilfe eines komplexen Pro-
tektoratsregimes der Frieden zwischen
den ethnischen Gruppen erhalten und
der multi-ethnische Charakter wieder-
hergestellt. NATO und SFOR-Truppen
unterstützen den internationalen Hohen
Repräsentanten, der unter dem
Dayton-Abkommen umfassende Voll-
machten hat (die bei dem Treffen des
Friedensrats vom Dezember 1997 in
Bonn noch erweitert wurden). Das Geld-
system wird auf der Grundlage von DM
und Euro von einem Währungsgremium
verwaltet.An dessen Spitze steht der Di-
rektor einer westlichen Zentralbank (von
Neuseeland), der vom IWF ernannt wur-
de. Umfangreiche Wiederaufbauhilfe
wird von der EU und der Weltbank ge-
leistet.“

Doch mit all dem ist das CEPS noch
nicht zufrieden. „Bosnien hat bisher die
Chance vertan, eine bleibende wirt-
schaftliche Erholung einzuleiten“, be-
schwert sich das Institut und zitiert die
Bemerkungen des stellvertretenden Ho-
hen Repräsentanten Jacques Klein, daß
„die Wirtschaft Bosniens ohne freien
Handel und Marktwirtschaft in der
ganzen Region niemals aufblühen wird.
(…) Die Antwort liegt in einer aufge-
klärten Regierung, nicht in einer klugen
Grenzziehung in dieser Region.“ Eine
solche „aufgeklärte Regierung“ ist nach
Kleins Vorstellungen faktisch eine
Ein-Mann-Diktatur. Das CEPS-Institut
zitiert seine Worte kritiklos: „In Ostslo-
wenien hatte ich als UN-Administrator
sowohl die Kontrolle über den zivilen Teil

der Mission als auch über die militäri-
schen Kräfte. (…) Beide Seiten der Mis-
sion waren auf diese Weise vollständig in-
tegriert … und arbeiteten wie ein Tan-
dem. In Bosnien … operiert die NATO-
geführte Truppe unter einem eigenen
Mandat,was offen läßt, inwieweit sie den
zivilen Aufgaben des Abkommens ge-
recht wird. (…) Bei zukünftigen Manda-
ten wird man den Befehlsabläufen zwei-
fellos große Aufmerksamkeit widmen
müssen.Dabei ist es vorzuziehen,ein ein-
zelnes Individuum – Zivilperson oder Mi-
litär – sowohl für die zivile als auch die
militärische Seite verantwortlich zu ma-
chen. Das wird in gewissen Kreisen im-
mer noch als Ketzerei angesehen.“

Wenn es nach den Plänen des CEPS
geht, könnte dieser Krieg, den zahlreiche
Liberale und ehemalige Radikale als
Kampf für die „Selbstbestimmung“ der
Kosovo-Albaner unterstützt haben, das
absolute Gegenteil hervorbringen.

Abschließend heißt es in dem Doku-
ment ausdrücklich, der Krieg der NATO
gegen Serbien bedeute die Aufhebung
der traditionellen Konzeption nationaler
Souveränität. „Der Krieg um Kosovo
wurde geführt, weil sich in Europa die
Vorstellung von Souveränität und ande-
re politische Normen geändert haben.
Die Ereignisse im Kosovo müssen des-
halb (um die Worte der OSZE vom ,Mos-
kau-Mechanismus‘ 1991 zu umschrei-
ben) als innere Angelegenheit von ganz
Europa betrachtet werden.“

Wirtschaftliche Übernahme und

Politik der verbrannten Erde für die

jugoslawische Industrie

Mit dem Versuch, eine umfassende mi-
litärische Kontrolle des Balkans zu er-
richten, will Europa seine wirtschaftli-
che Vorherrschaft und Kontrolle über die
reichen Bodenschätze an Kohle und an-
deren Rohstoffen und Mineralien auf
dem Balkan sichern. Das CEPS fordert
den Aufbau eines „Marktsystems“ –
„multilateral und pan-europäisch“ und
basierend auf „freiem Handel ohne Zöl-
le“. Lokale Währungen sollen an den Eu-
ro oder die D-Mark gekoppelt oder, noch
besser, durch die volle „Euroisierung“ ab
1. Januar 2003 ersetzt werden.

Eine neue Südosteuropäische Agentur
für Wiederaufbau und Entwicklung
(SEARD) soll als Tochtergesellschaft der
Europäischen Investionsbank „Eigen-
tumsrechte im Infrastrukturbereich“ er-
halten. Zur Abschaffung der Zölle sagt
das CEPS: „Die EU hat nichts zu verlie-
ren und alles zu gewinnen, wenn sie mit
den ,Fünf’ [Albanien, Bosnien, Kroatien,
Mazedonien und der Bundesrepublik Ju-
goslawien] sobald wie möglich ein Frei-
handelsabkommen abschließt.Die ,Fünf’
müssen ihrerseits den Schock des jetzi-

Militärische Besetzung, Zerstörung der Industrie …

Wie Europa den Balkan kontrollieren will
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gen Krieges positiv überwinden und ei-
nen sauberen Bruch mit der heutigen
Praxis machen, die Zollerhebung als
Quelle staatlicher Korruption und Vet-
ternwirtschaft zu nutzen, was Handel
und Investitionen kolossal behindert.“

„Die Lohnkosten“, fügt das Doku-
ment hinzu, „sind in den ,fünf’ Ländern
niedrig genug, um konkurrenzfähig sein
zu können. Außerdem hat die durch den
Krieg verursachte Zerstörung der bosni-
schen und serbischen Wirtschaft einen
Neubeginn für die Industrie auf die Ta-
gesordnung gesetzt. Dies sollte von An-
fang an unter Bedingungen internatio-
naler Konkurrenz geschehen, statt er-
neut eine ineffiziente, staatlich ge-
schützte und korrupte Wirtschaft aufzu-
bauen.“

Eine „Euroisierung“ käme einer fak-
tischen Übernahme der wirtschaftlichen
Ressourcen der Region gleich. So heißt es
in dem Dokument weiter: „Der entschei-
dende Unterschied zwischen der Devi-
senbehörde und einer völligen Euroisie-
rung besteht darin, daß nur letztere die
völlige Integration in das Zahlungssy-
stem, die Geld- und Kapitalmärkte der
Euro-Region erlauben würde.Völlige In-
tegration des Geldwesens heißt insbe-
sondere Teilnahme am Zielsystem. Das
erfordert, daß die Geschäftsbanken ge-
meinsame Sorgfalts- und Aufsichts-
pflichten akzeptieren. Um diese Kriteri-
en erfüllen zu können, wäre höchst-
wahrscheinlich eine starke Präsenz von
Geschäftsbanken der EU vonnöten, wie
sie jetzt bereits in Lettland (70 Prozent
unter ausländischer Kontrolle) oder Un-
garn (60 Prozent) besteht.“

Der Bericht erwähnt die geopolitische
Bedeutung des Balkan nur ganz beiläu-
fig. Neben der Ausbeutung der Rohstoff-
vorkommen gibt es allerdings laut CEPS
noch eine andere Frage, die für die EU
von Bedeutung ist. Dies sei der Aufbau
von Straßen-, Eisenbahn- und Pipeline-
netzen, um die großen Ölreserven aus der
kaspischen Region transportieren zu
können. „Wichtige Entscheidungen über
den Verlauf neuer Öl- und Gaspipelines

von den GUS-Staaten, die durch die Re-
gion hindurch müßten, müssen im Zu-
sammenhang mit deren zunehmender In-
tegration in die EU nach dem Krieg ge-
troffen werden.“

Die EU,so betont das CEPS,sollte kei-
nen Versuch des Wiederaufbaus der In-
dustrie in der Region unternehmen. Das
wird weiter in einem Anhang zu dem
CEPS-Dokument mit dem Titel „Ein
Wirtschaftssystem für das Nach-
kriegs-Südosteuropa“ ausgeführt. Hier
heißt es unverblümt: „Man muß einen
zweiten wichtigen Punkt im Kopf behal-
ten, nämlich daß es schon vor Ausbruch
der Feindseligkeiten praktisch keine le-
bensfähige wirtschaftliche Aktivität in
einem großen Teil der Region gab. Die
spärliche Industrie, die es in den ärme-
ren Teilen Jugoslawiens (und in Albani-
en) gab, war unter dem alten Regime er-
richtet worden und kann in einem offe-
nen Markt nicht überleben. In ökonomi-
scher Hinsicht fängt man hier praktisch
bei Null an. (…) Die von den NATO-Bom-
ben zerstörten Fabriken wiederaufzu-
bauen, kostet vielleicht mehr [als
Brücken, Straßen etc.] und würde zudem
wirtschaftlich keinen Sinn machen. Die
Erfahrung des letzten Jahrzehnts hat ge-
zeigt, daß eine Grundbedingung für ei-
nen erfolgreichen Übergang zur Markt-
wirtschaft die Einsicht ist, daß die mei-
sten aus der sozialistischen Zeit ererbten
großen Industrie-Dinosaurier nicht ge-
rettet werden können.Daß Bosnien-Her-
zegowina, Albanien und Kosovo keine
Schwerindustrie mehr besitzen, sollte
man als Vorteil sehen.“

„Die wirtschaftlichen Aktivitäten in
dem unmittelbar vom Krieg betroffenen
Teil der Region sind praktisch zum Er-
liegen gekommen“, heißt es in dem An-
hang zum CEPS-Dokument weiter. Aber
hier sei keine Veränderung zu erwarten.
„Wachstum in der Region muß von unten
kommen, oder es wird nicht lebensfähig
sein. Es ist unwahrscheinlich, daß FDI
[ausländische Direktinvestitionen] eine
große Rolle spielen werden, da die Regi-
on für große Industrieanlagen nicht at-
traktiv ist. Das Wachstum kleinerer und
mittlerer Unternehmen kann nicht von
außen gefördert werden.“

Die humanitäre Maske fällt

Die Vorschläge des CEPS widerlegen die
Behauptungen,daß die imperialistischen
Mächte einen Krieg für humanitäre Zie-
le geführt hätten. (…) In diesem Zusam-
menhang lohnt es sich, einmal anzu-
schauen, was das CEPS zur Frage der
Flüchtlinge zu sagen hat,in deren Namen
der Krieg vorgeblich geführt wurde.

Das Hauptdokument bemerkt dazu:
„Die EU steht vor dem politischen Di-
lemma. Sie will sich selbst vor Flücht-
lingsströmen, illegalen Einwanderern
und vor organisierten kriminellen Akti-
vitäten (aus einigen Ländern der Region)
schützen, ohne jedoch einen neuen eiser-
nen Vorhang zwischen sich und den Län-
dern zu schaffen, die sie integrieren will.

Deshalb wird die EU aktive politische
Konzepte innerhalb der Länder Südost-
europas entwickeln müssen, um die Pro-
bleme an ihrem Entstehungsort einzu-
grenzen. Diese politischen Maßnahmen
müssen außerdem aufeinander abge-
stimmt und vielseitig sein (von Frieden-
serhaltung über die Sicherstellung von
Recht und Ordnung, bis hin zur Wirt-
schaft usw.), um dem Umfang der Pro-
bleme gerecht werden zu können.“

Das CEPS sagt weiter, die EU habe
„eine Liste von Ländern erstellt, für wel-
che die EU-Länder Visa verlangen. Dies
ist Bestandteil der Bestimmungen, die
die Beitrittskandidaten erfüllen müs-
sen.“ Auch im Anhang wird für eine
„marktorientierte Herangehensweise an
die Flüchtlingsfinanzierung“ eingetre-
ten.Danach soll „jeder Einheimische,der
Flüchtlinge in seiner Wohnung auf-
nimmt,fünf Euros pro Tag und Person er-
halten“. Dies, so argumentieren die Ver-
fasser, sei „weniger als das, was derzeit
sowieso für Flüchtlinge ausgegeben
wird. In Bosnien werden die durch-
schnittlichen Kosten zur Unterstützung
der Lebenshaltung eines Flüchtlings auf
etwa 20-25 DM oder 10-13 Euro pro Tag
geschätzt, doppelt so viel wie beim hier
vorgeschlagenen Modell.Diese Herange-
hensweise könnte daher tatsächlich noch
Geld einsparen.“ 

Das Strategiepapier des CEPS ist
nicht die offizielle EU-Politik, und ob-
wohl es wohlwollend aufgenommen
wird, werden große Teile davon niemals
an eine breitere Öffentlichkeit dringen.
Nichtsdestotrotz gibt es einen Eindruck
von den Diskussionen, die in den höch-
sten Kreisen des europäischen politi-
schen und wirtschaftlichen Establish-
ments geführt werden.

Der CEPS-Bericht wurde in Zusam-
menarbeit mit Romano Prodi erstellt,
dem Präsidenten der EU-Kommission.
Peter Ludlow,der Direktor der CEPS,be-
merkte während einer Diskussion über
die Dokumente: „Die europäische Si-
cherheit durch Integration beginnt sich
bereits zu entwickeln … das steht im
Zentrum der Prodi-Präsidentschaft.“

Ein weiterer Teilnehmer dieser Dis-
kussion war Carl Bildt, der schwedische
konservative Politiker und frühere Hohe
Repräsentant der EU für Bosnien-Her-
zegowina.Bildt ist als möglicher EU-Ko-
ordinator für den Balkan im Gespräch.
Während der CEPS-Diskussion forderte
Bildt eine langfristige Stationierung von
Truppen und die Entwaffnung der gan-
zen Region, die mit der EU-Mitglied-
schaft bis zum Jahr 2010 einhergehen
solle.Die britische Zeitschrift Economist
lobte in ihrer Ausgabe vom 12. Juni sei-
nen Plan eines „de-facto-Protektorats
der UNO, das von der NATO geschützt
wird“. Danach tritt Bildt dafür ein, den
Balkan als eine große Region zu behan-
deln, in der „die Souveränität in struk-
turellen und ökonomischen Fragen an
EU-Institutionen übertragen“ werden
soll. (Quelle: CL-Netz)

Die NATO-Bomben haben die Zastava-

Automobilwerke in Kragujevac zerstört.
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Am 28./29. Juni fand in Rio de Janeiro das Gip-
feltreffen der Staats- und Regierungschefs von
Lateinamerika, der Karibik und der EU statt.
Im Anschluß an die Presseerklärung von Ulla
Lötzer, PDS-MdB, dokumentieren wir die Re-
de, die Fidel Castro auf der Konferenz hielt.

Laissez-faire an der Copacabana

Die Handelsliberalisierung zwischen der
EU und den Staaten des Mercosur stand
im Zentrum des Treffens an der Copaca-
bana.Die deutsche Exportindustrie setzt
nun, nach Zerplatzen ihrer Träume von
ständig steigendem Absatz in Asien und
Rußland,auf Lateinamerika – zur Schaf-
fung einer sozialen Weltwirtschaftsord-
nung der falsche Weg.

Die Vertreter der Bundesrepublik zei-
gen jedoch wenig Anzeichen, diese Rea-
lität der Globalisierung zu erfassen. Ge-
betsmühlenartig wiederholen sie: Sozia-
le Entwicklung ergibt sich automatisch
aus Handelsliberalisierung. Man setzt
auf die Schaffung einer transatlanti-
schen Freihandelszone bis 2005. Ein ver-
kürztes Verständnis setzt soziale und de-
mokratische Entwicklung mit Handel
gleich. Kein Wunder, wenn bei solchem
Herangehen der Entwicklungshilfeetat
gekürzt wird, wie das Sparprogramm
von Finanzminister Eichel beweist.

Der wirkliche Hintergrund des Gip-
fels und des Drängens nach Freihandel
liegt anderswo: Wie Hans-Peter Stihl und
andere Wirtschaftsvertreter im Vorfeld
des Gipfels korrekt feststellten, ist das
„Abstecken von Claims“ und der Ver-
drängungswettbewerb zwischen den
USA und der EU in Lateinamerika aus-
schlaggebend. Einzig dafür hat sich die
Politik einzusetzen, damit „wir“ im här-
teren Konkurrenzkampf „die Nase vor-
ne haben“.

Die Frage nach dem Ziel von Ent-
wicklung und einer solidarischen Welt-
wirtschaftsordnung, die sich Rot-Grün
noch in ihrer Oppositionszeit gestellt hat,
entfällt. Auf der einen Seite stehen die
Industrieländer und die Vertreter der ex-
portorientierten Branchen; auf der ande-
ren Seite die Schwellen- und Entwick-
lungsländer, die zunehmend keine Rolle
mehr auf den Weltmärkten spielen, um
jeden Preis Kapital anziehen und ihre
Waren auf den Märkten der Industri-
eländer unterbringen müssen.

Die PDS wird weiter für eine soziale
und demokratische Weltwirtschaftsord-
nung eintreten. Speziell die Fragen zu
Handel und Entwicklung werden wir in
der politischen Auseinandersetzung um
künftige Handelsabkommen und die an-
stehenden WTO-Verhandlungen im
Herbst 99 in Seattle in die politische Dis-
kussion einbringen und rufen zur Mitar-
beit auf.
Ulla Lötzer

Kooperation ohne Bedingungen

Lateinamerika und der Karibik bilden
eine Ländergruppe, die über enorme
natürliche und menschliche Ressourcen
verfügt, Länder, die sich vereinigen und
entwickeln wollen.

Wir sind bereits 499 Millionen Men-
schen, davon leben 210 unter der Ar-
mutsgrenze, 98 Millionen sind völlig un-
bemittelt. In den 80er Jahre verloren wir
223 Milliarden Dollars aufgrund der
Nettoüberweisungen ins Ausland. Wir
schulden über 700 Milliarden und haben
in den letzten neun Jahre 850 Milliarden
Schuldendienst gezahlt, ohne daß das
jährliche Wachstum der Auslandver-
schuldung gestoppt worden wäre.

Ende der 80er Jahre betrugen die di-
rekten europäischen Investitionen in der
Region 54 Prozent des gesamten Investi-
tionsvolumens. Jedoch zwischen 1990
und 1994 wurde diese Zahl auf beschei-
dene 23 Prozent reduziert. Die alten so-
zialistischen Länder aus Mittel- und Ost-
europa verlangen heute von der EU zahl-
reiche Geldmittel. Rußland, damals eine
Supermacht, ist heute ein Teil der Drit-
ten Welt und weist niedrigere Pro-Kopf-
Einkommen aus als die Länder des CA-
RICOM. Die Gründe dafür liegen nicht
nur an der ständigen und progressiven
Reduzierung seines Bruttoinlandspro-
duktes um fast 50 Prozent in den letzten
zehn Jahren, sondern auch an der Flucht
von 300 Milliarden Dollars, die in eu-
ropäische Banken gelangt sind. Ein rie-
siger Sieg der Marktwirtschaft und der
politischen Rezepte des Westens.

Fast 80 Tage unverhältnismäßiger
Luftangriffe haben in einem von nie-
mandem mandatierten Krieg dazu ge-
führt, enorme Geldsummen auszugeben.
Die Kosten des Wiederaufbaus eines
Landes, das von 23 000 Bomben und Ra-
keten US-amerikanischer Herkunft zer-
stört wurde, werden im voraus von Eu-
ropa verlangt.

Nach so vielen Verpflichtungen frage
ich mich: Was bleibt der Europäischen
Union für Investitionen in Lateinameri-
ka und der Karibik übrig?

Die Union, die Integration und die ge-
meinsame Währung der europäischen
Länder, die sich über Jahrhunderte so
blutig bekämpft haben, heute jedoch
überzeugt sind, daß diese Union unbe-
dingt notwendig sei, um in der heutigen
Welt ökonomisch überleben zu können,
bedeuten für uns eine Hoffnung und ein
Beispiel dafür,daß das Unmögliche mög-
lich ist.Der Euro wird uns helfen,uns von
dem Privileg und der Tyrannei des
US-Dollars zu befreien. Wir bezweifeln
nicht, daß Europa ein großer, mächtiger
und reicher supranationaler Staat wird.
Doch wir hoffen, er wird ein respektvol-
ler Freund und nicht ein Feind der Drit-

ten Welt sein, der Souveränität von Län-
dern, die sich noch einigen, integrieren
und entwickeln sollen.

Wir sprechen in diesem Fall im Namen
Kubas, eines auf verbrecherische Weise
blockierten Landes, das darüber hinaus
durch ungerechte und ungerechtfertigte
„gemeinsame Einstellungen“, die sich
letztlich an den Versuch knüpfen, uns
ökonomisch zu ersticken, noch als Wech-
selgeld geopfert wird. Ich hoffe, daß es
keine neue Aufteilung der Welt unter die
Supermächte geben wird, daß der un-
mögliche Wahnsinn, uns wieder in Kolo-
nien zu verwandeln, nicht wieder ver-
sucht wird.

So lange es Schwache und Mächtige
gibt, solange niemand bereit ist, auf sei-
ne Souveränität zu verzichten zugunsten
der Weltsouveränität, werden wir diese
Souveränität als etwas Heiliges verteidi-
gen.Wenn wir davon ausgehen daß es kei-
ne niedrigen oder höheren Rassen gibt,
warum sind wir, die Länder von Latein-
amerika und der Karibik, arm und un-
terentwickelt? Wer trägt die Schuld
dafür? Vielleicht können die heldenhaf-
ten Kinder von Chapultepec, die Millio-
nen Ureinwohner, die in diesem Erdteil
ausgerottet wurden, und die Sklaven, die
jahrhundertelang in Fesseln gestorben
sind, diese Fragen beantworten.

Die in Bretton Woods durchgesetzten
Vorrechte sind für die Welt bereits uner-
träglich. Das Land, das die Verantwor-
tung übernommen hat, die internationa-
le Reservewährung auszugeben, deren
Wert mit echtem Gold garantiert werden
sollte, zögerte nicht, das Gold in Papier
zu verwandeln, als es einseitig die freie
Konversion des Dollars suspendierte; so
übernahm seine Währung seither die
Rolle des Goldes. Auf diese Weise beka-
men die USA eine große Kauf- und Inve-
stitionskraft auf der ganzen Welt, doch
die durchschnittlichen Nettoersparnisse
der privaten Haushalte, wichtigste
Grundquelle der Kapitalbildung, liegen
in diesem Land bereits unter Null, dafür
gibt es keine Parallele in der Geschichte
des Kapitalismus. Als Herr und Besitzer
der Institutionen des internationalen Fi-
nanzsystems ist ihnen alles erlaubt.

Mehr als eine „neue Architektur“ für
ein altes und verfallenes System zu
schaffen, sollte man dringend das eta-
blierte Finanzsystem bis zu den Funda-
menten niederreißen und ein neues, ehr-
liches, demokratisches, gerechtes und
menschliches System schaffen, das einen
Beitrag zur Beseitigung der Armut und
zur Rettung der Welt leisten kann.

Schaffen wir das Wunder, das Unmög-
liches möglich zu machen. Mit offenen
Armen sind wir bereit, von Europa eine
Kooperation ohne Bedingungen und ei-
ne Solidarität mit Freiheit zu erhalten.

Gipfeltreffen EU, Lateinamerika, Karibik

Die Europäische Union – Feind oder Freund ?



USA: Textilarbeiter stimmen
für eigene Vertretung
Jubel unter den Arbeitern im US-Bun-
destaat North Carolina. Eine Abstim-
mung in den Fieldcrest-Cannon-Werken,
der größten US-Textilfabrik, hat für na-
tionale Schlagzeilen gesorgt. Die Mehr-
heit der rund 5200 Beschäftigten hat sich
jetzt dafür entschieden, sich von der Tex-
tilgewerkschaft UNITE vertreten zu las-
sen. Erstmals seit der Gründung der Fa-
brik im Jahre 1906 sind gewerkschaftli-
che Organisationsversuche damit von
Erfolg gekrönt. Ähnliche Versuche waren
bislang am Druck und an der Ein-
schüchterungstaktik der Betriebsleitung
gescheitert. Anders als in Europa erhal-
ten Gewerkschaften in den USA nur
dann ein Vertretungsrecht, wenn Be-
schäftigte ausdrücklich dafür stimmen.
Der Jubel unter den GewerkschafterIn-
nen war groß, aber die allgemeine Lage
der Gewerkschaftsvertretungen im Sü-
den der USA sieht weiterhin traurig aus.
In North-Carolina,sind nur 4,2 % der Ar-
beiter und Arbeiterinnen gewerkschaft-
lich organisiert. In den gesamten USA al-
lerdings auch nur 13,5%.

USA: Erneuter Menschenrechts-
appell zur Freilassung von L. Peltier
Erneut versucht die Solidaritätskam-
pagne zur Freilassung von Leonard Pel-
tier mit einem Appell an den zuständi-
gen Gerichtshof, Freilassung und Wie-
dergutmachung für das Rassenurteil ge-
gen den seit 1977 unschuldig in Haft ein-
sitzenden Indianer durchzusetzen. Die
Petition wurde eingebracht von dem ehe-
maligen US-Justizminister Ramsy
Clark, der heute dem International Ac-
tion Center vorsteht, und den Anwälten
Carl Nader und Lawrence Schilling. Die
Petition richtet sich gegen die Feststel-
lung eines Gerichts, daß Peltier erst im

Jahre 2008 einen Antrag auf Begnadi-
gung stellen könnte. Peltier ist durch die
Haftbedingungen gesundheitlich extrem
geschädigt.

Frankreich: KP wertet schlechtes
Europawahlergebnis aus
„Die strategische Linie ist richtig,und wir
müssen die Mutation noch Beschleuni-
gung”, so die Einschätzung des Vorsitzen-
den der französische KP, Robert Hue, auf
einer Sitzung des Nationalkomitees, das
jetzt die miserablen Ergebnisse der Euro-
pawahl auswertete. 6,78%, das ist da bis-
her schlechteste Ergebnis der KPF bei Eu-
ropawahlen und liegt gleichauf mit dem
Wahlergebnis der Partei für „Jagd und
Tradition”, die zum ersten Mal angetre-
ten ist.

Woran lag es? Hue gibt dem Kosovo-
Krieg Schuld für eine Verunsicherung der
Wähler, und der belgische Dioxinskandal
hätte den Grünen in die Hände gespielt.
Außerdem gäbe es Unklarheiten in der
französischen Linksregierung. Die Kriti-
ker von Hue werfen ihm dagegen sein
Konzept für die Europawahl vor, z.B. eine
Kandidatenliste, die zur Hälfte aus KP-
Anhängern, zur Hälfte aus Nichtmitglie-
dern bestand. Aber der Kern der Ausein-
andersetzung liegt woanders. Im Februar
2000 findet der 30. Parteitag statt. Im Vor-
feld soll es eine umfassende Debatte um
eine neues Programm geben. Und dabei
geht es für die Parteiführung um Hue, um
die besagte „Mutation”. In welche Rich-
tung das gehen soll, formuliert Hue fol-
gendermaßen: „Ich will einen Kommu-
nismus à la francaise und nicht länger von
der politischen Kultur des Ostens abhän-
gen, nach der wir verpflichtet wären, ei-
nen Milosevic zu unterstützen.” Es gehe
um den Kommunismus des 21. Jahrhun-
derts.Das klingt noch alles sehr kryptisch,
und man kann nur hoffen, daß die Debat-
te noch spannend wird.

Paris: ATTAC-Netzwerk
organisiert anti-
imperialistisches Treffen
Vor zwei Wochen fand sozusagen im An-
schluß an die Anti-Weltwirtschaftsakti-
vitäten in Köln ein Kongreß in Paris mit
1000 Teilnehmern statt, organisiert von
dem Netzwerk ATTAC. Gegründet wur-
de das Netzwerk im Juni 1998 auf Initia-
tive der internationalen Monatszeit-
schrift „Le Monde Diplomatique”. In
Frankreich gibt es inzwischen 93 Regio-
nalkomitees der „Association pour l’Ai-
de aux Citoyen”(Vereinigung für die Be-
steuerung von Finanztransaktionen zum
Nutzen der Bürger).

Vertreter aus verschiedenen Ländern
berichteten, wie in Köln, über die Folgen
der imperialistischen Durchdringungen
der Welt und wie der Widerstand gegen
die Zerstörung einheimischer Struktu-
ren, regionaler Märkte und der Abbau
bisher erkämpfter Rechte möglich ist.
Ein wichtiges Datum für diesen Wider-
stand wird die erste Dezemberwoche
sein. Denn dann trifft sich dort die soge-
nannte Jahrtausendrunde der Welthan-
delsorganisation (WTO). Die imperiali-
stischen Staaten drängen darauf, daß in
dieser Verhandlungsrunde über neue
Schritte in der Liberalisierung des inter-
nationalen Handels und der Absicherung
ausländischer Investitionen gesprochen
wird. Dagegen formiert sich derzeit über
alle Kontinente hinweg eine Opposition.
In den USA planen diverse Organisatio-
nen einen Sternmarsch nach Seattle. Die
US-amerikanischen und kanadischen
Organisatoren wollen eine der größten
Aktionen der letzten Jahre gegen das ka-
pitalistische Meeting organisieren. Auf
dem Pariser Treffen wurden hier erste
Absprachen über die Unterstützung die-
ser Aktion von europäischer Seite her ge-
troffen.

El Salvador: Arbeitslosigkeit infolge
von Maquila-Schließungen
(San Salvador, 23. Juni 1999, pulsar-Poo-
nal). – Mindestens neuntausend Salva-
doranerinnen sind nach der Schließung
von 21 textilverarbeitenden Maquilafa-
briken arbeitslos geworden. Dies erklärte
der Vorsitzende des Textilunternehmer-
verbandes, Francisco Escobar. Er bat die
Regierung um eine Anpassung des Wech-
selkurses der Landeswährung gegenüber
dem Dollar (sprich Abwertung; die Red.),
um den Wirtschaftszweig wieder zum Le-
ben zu erwecken. Nach den Angaben Es-
cobars hat die Krise des textilverarbei-
tenden Sektors während der Weltwirt-
schaftskrise im Mai 1998 begonnen. Ein
weiterer Grund für das Darniederliegen
der Textilunternehmen des Landes seien
„die hohen Löhne“ der ArbeiterInnen. So
würden sie in El Salvador 1,06 Dollar pro
Stunde erhalten, während in Guatemala
74 Cent und in Mexiko 50 Cent pro Stun-
de bezahlt würden.

(Zusammenstellung: hav)
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Mit einem Aufruf zur „solidarischen Globalisierung”hatte Brasiliens Präsident
Cardoso den ersten Gipfel der EU, Lateinamerikas und der Karibik eröffnet.
Die Anhänger der brasilianischen Landlosenbewegung, die vor dem Tagungs-
gebäude der Regierungschefs demonstrierten, sehen das wohl anders. Sie ken-
nen ihren Präsidenten Cardoso (auf dem Plakat hinter Gittern und mit Pinno-
chio-Nase) und seine Sprüche. (Bild: ND)
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Protest gegen Kürzung von drei
Lehrerstellen
Berlin. Schüler und Lehrer der Heinrich-
Zille-Grundschule wehren sich gegen die
Kürzung des Unterrichtsangebots. 56 %
der 350 Schüler haben eine andere Mut-
tersprache als Deutsch. Der Sprachför-
derunterricht und Arbeitsgemeinschaf-
ten müssen nun durch Abzug von drei
Lehrern eingeschränkt werden. Die Kür-
zungen treffen auch andere Schulen mit
hohem Anteil von ausländischen
Schülern in Wedding, Kreuzberg,
Neukölln und Schöneberg. Hintergrund
der Kürzungen an diesen Schulen ist die
Entscheidung der Schulsenatorin an
mehr Schulen Fördermaßnahmen anzu-
bieten.Für die Ausweitung von 38 auf 179
Schulen werden aber nicht entsprechend
mehr Lehrer eingestellt. Folge an den
Schulen mit den höchsten Anteilen nicht-
deutscher Kinder wird das Angebot re-
duziert und die Förderung verschlech-
tert. Vielleicht hatte solche bewußt her-
beigeführte Zustände der Chefredakteur
der CDU-Mitgliederzeitung vor Augen,
als er in der Mai-Ausgabe schrieb:
„Letztlich wird durch ‚Multi-Kulti‘ eine
halbsprachige, ungebildete und funda-
mentalistisch geprägte türkische Unter-
schicht produziert, die ihrer deutschen
Umwelt nur noch voller Haß und Neid be-
gegnet.“ Offenbar arbeitet die CDU
schon daran, Mängel in der Schulpolitik
des CDU/SPD-Senats mit Hetze gegen
die betroffenen Menschen zu wenden.
Türkischer Bund und PDS haben die
CDU-Äußerungen verurteilt. ard

Aktionswoche: Widerstand gegen
die rechte Subkultur
Villingen-Schwenningen. Im Schwarz-
wald-Baar-Kreis befindet sich seit Jah-
ren eine Hochburg der rechten Szene.
Insbesondere durch große Konzerte und
Schulungen rekrutiert dort das Neonazi-
Umfeld unter Jugendlichen. Die örtliche
Antifaschistische Aktion will dieser Ten-
denz entgegenwirken, indem sie vom 17.
bis 24. Juli 1999 eine Veranstaltungsreihe

unter anderem mit Beteiligung von PDS,
VVN-BdA, Grün-Alternativer Jugend,
Solidarität International, etc. veranstal-
tet und gleichzeitig großräumig auf eine
Demonstration am 24.7. mobilisiert, die
unter dem Motto ,,Toleranz statt Frem-
denhaß – Widerstand gegen die rechte
Subkultur“ stattfindet. Hintergrund
sind die Aktivitäten der neonazistischen
,,Kameradschaft Schwarzwald-Baar/
Nationaler Widerstand Baden-Württem-
berg“, deren Zentrum sich im Schwarz-
wald-Baar-Kreis befindet. Sie ist unter
anderem verantwortlich für den feigen
Anschlag auf drei junge Antifaschistln-
nen im letzten Jahr, bei dem diese ge-
fährlich verletzt wurden. Trotz einer
großen Demonstration und öffentlichem
Interesse geht der Prozeß gegen die Na-
zis nur schleppend voran und dem an-
dauernden Kulturkampf von rechts wird
nichts entgegengesetzt, vielmehr werden
von konservativer Seite antifaschistische
Aktivitäten kriminalisiert und als ,,Ge-
stapo“ diffamiert. Quelle: anz, 1. Juli

Robin Wood setzt Aktionen gegen
Ikea wegen Tropenholzmöbeln fort
Hamburg. Am 24. Juni starteten Mitglie-
der der Umweltorganisation Robin Wood
erste Aktionen bei Ikea-Filialen in Ber-
lin, Hamburg und Köln, weil diese Teak-
Gartenmöbel (Modell Harstena) ohne
glaubwürdigen Herkunftsnachweis ver-
kaufen. Sie bewegten die Firma dadurch
sogar zu Gesprächen. Dort räumte Gud-
mund Vollbrecht, Koordinator für nach-
haltige Forstwirtschaft bei Ikea Interna-
tional, ein, daß für die Teakmöbel kein
FSC-Zertifikat vorliegt und der Liefe-
rant, die Firma Fancy Wood, nicht FSC-
zertifiziert ist. Udo Knappstein sagte in
dem Gespräch zwar zu,Ikea Deutschland
werde in diesem Jahr keine weiteren
Teakprodukte mehr bestellen. Für das
kommende Jahr wollte er jedoch keiner-
lei Festlegungen treffen. Robin Wood for-
dert Ikea auf, die Restbestände an Teak-
möbeln zugunsten des Regenwald-
schutzes abzuverkaufen und nur noch

Holz mit FSC-Gütesiegel zu ordern. Das
Unternehmen weist dies zurück. Tip der
Umweltschützer: „Sollten Sie Teakmöbel
bei Ikea gekauft haben, machen Sie von
Ihrem Rückgaberecht Gebrauch, und
verlangen Sie Ihr Geld zurück!“ RW

Bundesweite Flugblattaktion der
Sozialhilfeinitiativen
Frankfurt/Main. „Alle kriegen was, nur
die Armen nicht!“ ist das bundesweite
Flugblatt der AgTuwas und der Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Sozialhilfe-
initiativen überschrieben.Dieses mündet
in zwei Forderungen: 1. „Da alleinste-
hende SozialhilfebezieherInnen durch
die Ökosteuer monatlich 5 DM mehr für
Strom zahlen müssen, fordern wir eine
jährliche Einmalzahlung von 60 DM.“ 
2. „Wir wollen, daß es auch unseren Kin-
dern besser geht. Deshalb fordern wir,
daß die Erhöhung des Kindergeldes um
30 DM nicht auf die Sozialhilfe ange-
rechnet wird. Und zwar rückwirkend ab
1.1.1999.“ Mit der Flugblattaktion soll
errreicht werden, daß diese beiden For-
derungen im Bundestag zur Abstimmung
gestellt werden: „Da die Bundesregie-
rung die Vermögenssteuer nicht wieder
einführen will, müßte sie genug Geld ha-
ben,um unsere bescheidenen Wünsche zu
erfüllen.“ BAG-SHI, Tel. 069 / 25 00 30

„Ihre Neue Weltordnung angreifen!
Kampf der NATO-Kriegspolitik!“
Heidelberg. Unter diesem Motto findet
am 10. Juli eine Demonstration der Anti-
faschistische Initiative Heidelberg statt,
die von der Antifaschistischen Aktion –
bundesweite Organisation unterstützt
wird. Das Heidelberger Headquarter der
NATO-Landstreitkräfte ist zu den wich-
tigsten infrastrukturellen Einrichtungen
des nordatlantischen Verteidigungs-
bündnisses zu zählen. Im Falle eines Ein-
satzes von Bodentruppen im NATO-
Krieg gegen die Bundesrepublik Jugosla-
wien wären in Heidelberg die Koordina-
tionsfäden zusammengelaufen. A.I.H.

München. Über 1000 Schülerinnen und
Schüler demonstrierten am 23. Juni ge-
gen die geplanten Schulreformen in Re-
al- und Hauptschulen sowie der Ober-
stufe der Gymnasien. Aufgerufen hatte
die SchülerInnen-Initiative München
(SIM). Es ist inzwischen das vierte Mal,
daß die SIM zu Streikaktionen aufruft.
Sie hatte nach dem großen Streik 1998,
an dem sich über 4000 SchülerInnen be-
teiligten, mehr erwartet. Um die Fassade
des Kultusministeriums zu schützen,
wurde von der zahlreich erschienenen
Polizei die Zufahrtstraße abgesperrt und
bei einigen Schülern Taschen nach Eiern
und Tomaten durchsucht. Bild: Transpa-
rent der SIM „Gegen Leistungsdruck und
Ausgrenzung! Für solidarisches und
selbstbestimmtes Lernen! Chancen-
gleichheit und Bildung für alle!“ 
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von Martin Höxtermann

Schwere Zeiten könnten auf alternative Pro-
jekte zukommen, die sich überwiegend über
Kredite von privaten Geldgebern finanzieren.
Das Berliner Bundesaufsichtsamt für Kre-
ditwesen hat dem selbstorganisiertem
Wohn- und Bauprojekt Grether Ost die Pri-
vat-Kredit-Finanzierung untersagt und damit
möglicherweise ein Exempel statuiert.

Gesine Meerwein vom Feministischen
Frauenarchiv ist empört. 3000 DM hatte
das Archiv Grether-Ost als Privatdarle-
hen zur Verfügung gestellt. Laufzeit un-
befristet. Zinsen: Null. Aus politischer
Solidarität „Weil die mit dem Geld im
Unterschied zu den Banken etwas Sinn-
volles machen“, erklärt Gesine. Etwas
Sinnvolles, das meint die Schaffung gün-
stiger Wohn- und Gewerberäume mit
dauerhafter Mietpreisbindung.

Das Archiv ist eines der zahlreichen al-
ternativen Projekte, die auf dem Ostteil
des 2500 Quadratmeter großen Geländes
der ehemaligen Eisengießerei „Grether &
Cie“ im Freiburger Stadtteil „Im Grün“
ansässig sind. Das Strandcafé, Radio
Dreyeckland, eine Kita, eine Food-Coop
und einige andere gehören ebenfalls seit
Jahren dazu. Anfang 1995 hatten die
„Grethers“ Grundstück und Gebäude
gekauft, um dort nach einer umfangrei-
chen Altlastensanierung preisgünstige
Wohn- und Gewerberäume zu schaffen:
Räume für Kindertagesstätten, für sozia-
le, politische und kulturelle Initiativen
und Sozialwohnungen für 80 Menschen.
Räume, die dauerhaft der Spekulation
entzogen sind.

Neben Krediten aus dem sozialen
Wohnungsbauprogramm finanziert sich
Grether Ost mit Direktkrediten von Pri-
vatleuten; zum jetzigen Zeitpunkt 150
Kredite in einer Gesamthöhe von drei
Millionen Mark. „Das fängt bei eintau-
send Mark an und hört bei ganzen Erb-
schaften aus“, berichtet Jochen Schmidt

von der 20köpfigen Baugruppe. Durch
die Mietzahlungen von Bewohnern und
Projekten werden die Geldbeträge nach
und nach zurückgezahlt. Ein System, das
bislang gut funktioniert hat.

Doch dann machte das Berliner Bun-
desaufsichtsamt für Kreditwesen einen
Strich durch die Rechnung. Es untersag-
te Grether Ost die Annahme weiterer Di-
rektkredite und forderte die „unverzüg-
liche Abwicklung“ des Einlagengeschäf-
tes.Denn die bisherige Praxis,alle Darle-
hen per Grundbucheintrag durch eine
Sammelgrundschuld über einen Treu-
händer abzusichern, ist für die Banken-
aufsicht unzureichend. Sie sieht in der
bisherigen Treuhänderkonstruktion ei-
nen Verstoß gegen das Kreditwesengesetz
und verlangt bankübliche Sicherheiten
für die Darlehensgeber. „Banküblich“
meint in diesem Fall, daß jedes Darlehen
über Einzelgrundschuldeinträge abgesi-
chert werden müsse.

Bei 150 Geldgebern ein sehr aufwen-
diges und zudem teures Verfahren, denn
für jede Änderung wäre ein kostspieliger
Gang zum Notar notwendig. Damit wür-
den sich die Kreditkosten und damit auch
die Mieten des Projekts verdoppeln, be-
fürchtet Grether Ost. Da kommt der Ver-
dacht auf,daß die Banken geschützt wer-
den sollen und nicht die Darlehensgeber.
Die sozialen und politischen Gründe,
weshalb Leute in genau diesem Projekt
ihr Geld anlegen, interessiert das Bun-
desaufsichtsamt nicht. „Jede Form von
subjektiver Zwecksetzung“, auch wenn
sie auf „übereinstimmenden Parteiwil-
len“ beruhe, sei „irrelevant“, teilt die
Behörde in einem Schreiben vom 1. Juni
mit.

Grether Ost ist inzwischen in die Me-
dien-Offensive gegangen, um den Skan-
dal bundesweit publik zu machen: das
ARD-Magazin „Monitor“ hat bereits ei-
nen Beitrag ausgestrahlt und eine Über-
prüfung des Kreditwesengesetzes ange-
mahnt, weil es keine unabhängige Finan-
zierung für alternative Projekte erlaube.

Innerhalb kürzester Zeit mußte Grether
Ost eine neue Finanzierungsform finden.
Am Dienstag,den 22.Juni,hat es der Auf-
sichtsbehörde zwei Vorschläge unterbrei-
tet, um der drohenden „Abwicklung“
durch einen Verwalter zu entgehen,der im
schlimmsten Fall die Immobilie zwangs-
versteigern könnte.

Das wäre nicht nur das Aus für
Grether- Ost, sondern auch für die zahl-
reichen Projekte und Initiativen, die oh-
ne günstige Miete ihre Arbeit einstellen
müssten. Soweit soll es nach dem Willen
von Grether-Ost-Anwalt Christian
Kuhn-Regnier jedoch nicht kommen.
Sein Vorschlag: entweder die Aufnahme
einer Klausel in den Darlehensvertrag,
die das Verhältnis von Geldgebern und
Projekt neu regelt, so daß die gesetzliche
Definition eines „Bankgeschäftes“ nicht
mehr vorliegt. Oder die Gründung eines
Direktfonds, deren Gesellschafter die
bisherigen Darlehensgeber und die
Grether Ost GmbH wären. Ob und wel-
cher dieser Vorschläge die Aufsichts-
behörde akzeptiert, bleibt abzuwar-
ten.Die Entscheidung hätte bundesweite
Auswirkungen, denn nicht nicht wenige
alternative Projekte finanzieren sich
ähnlich wie Grether-Ost in Freiburg auf
Grundlage privater Darlehensgeber. •

Kontakt zu Grether Ost, Adlerstr. 12, 79098 Freiburg
Tel. 0761-2 48 87, Fax 2 24 07, e-mail:
gretherost@syndikat.org.     

Alternative Projekte – Ein Beispiel aus Freiburg

Berliner Bankenaufsicht dreht
Grether Ost Geldhahn zu

„ … darauf kann es
letztlich nicht ankommen“
Aus der Monitor-Sendung am 1. Juli 1999

Wolfgang Artopoeus, Präsident des Bundesaufsichtsamts
für das Kreditwesen: „Wer nun solche Gelder einsammelt,
in welcher Form auch immer und für welchen Zweck auch
immer, muß, um diese Art von Geschäften betreiben zu dür-
fen, eine Erlaubnis von uns haben.“ – Reporter: „Warum?“
– W. Artopoeus.: „Weil eben nur auf diese Art und Weise
der hohe Anlegerschutz, um den es uns ja auch geht, ge-
währleistet werden kann.“ – Reporter: „Und wenn die An-
leger selbst gar nicht geschützt werden wollen?“ – W. Ar-
topoeus: „Daran, darauf kann es letztlich nicht ankommen.“ 
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Ärztekammer will Ärzte, die sich an 

Abschiebungen beteiligen, überprüfen

Ärzte gegen 
Abschiebepraxis
In Hamburg geht die Ausländerbehörde zu-
nehmend dazu über, kranke Menschen, de-
ren Ärzte Reiseunfähigkeit attestieren, in Be-
gleitung von Ärzten oder Pflegepersonal ab-
zuschieben. Die Atteste der Ärzte werden als
„Gefälligkeitsgutachten“ diffamiert.

Der Vorstand der Hamburger Ärztekam-
mer hatte zunächst die behördlichen Vor-
würfe zumindest teilweise übernommen
und gemahnt,Atteste sorgfältiger auszu-
stellen. Inzwischen, so der Präsident der
Ärztekammer, Frank-Ulrich Montgo-
mery, „haben (wir) die Atteste überprüft.
Sie waren korrekt nach der Berufsord-
nung ausgestellt“. Nach Pressemeldun-
gen will sich die Ärztekammer jetzt in
mehreren Fällen die medizinische Doku-
mentation der Abschiebungen besorgen
und überprüfen,ob Mediziner sich zu Er-
füllungsgehilfen der Behörden gemacht
haben.Sollte sich herausstellen,daß Ärz-
te kranke Menschen gegen ihren Willen
behandelt – z.B. durch Psychopharmaka
gefügig gemacht – oder ihre Reisefähig-
keit entgegen anders lautender Atteste
bescheinigt haben, verstoßen sie gegen
die ärztliche Berufsordnung und können
ihre Approbation verlieren. Scharf kriti-
siert die Ärztekammer die unverhohlene
behördliche Aufforderung, Atteste zu ig-
norieren. Das würde auf eine medizini-
sche Beurteilung und Entscheidung im
Schnellverfahren hinauslaufen. „Der
Arzt sollte den Abzuschiebenden auch
schon länger kennen“. „Bauchschmer-
zen“ macht der Ärztekammer außerdem,
daß sich die Behörden für die Abschie-
bungen gezielt arbeitslose Ärzte aussu-
chen. Auf eine entsprechende Stellenan-
zeige des Arbeitsamtes hatten sich im
März neun Ärzte aus Hamburg und dem
Umland gemeldet,die „auf Honorarbasis
für Abschiebungen zur Verfügung ste-
hen… In drei Fällen wurden Ausländer
schon auf diese Weise abgescho-
ben, alle in die Türkei. Der be-
gleitende Arzt hat jeweils 500 DM
erhalten“ (Norbert Smekal,
Sprecher des zuständigen Ein-
wohner-Zentralamtes).

Als großes Problem bezeichnet
die Ärztekammer auch die Unsi-
cherheit, ob kranke Menschen
nach der Abschiebung angemes-
sen weiterbehandelt werden.
Deshalb sollten die Länderbe-
richte des Auswärtigen Amtes,
die bei Asylverfahren herangezo-
gen werden, „auch die medizini-
sche und soziale Lage in den Her-
kunftsländern berücksichtigen“
und die für eine Beurteilung not-
wendigen Daten von unabhängi-
gen Ärzten erhoben werden
(Montgomery). bab

Der Deutsche Orden will mit Hilfe des Staa-
tes in Augsburg „hochqualifizierte Füh-
rungspersönlichkeiten für das Gesundheits-
wesen“ ausbilden. Dafür soll die Stadt Augs-
burg bzw. der Landkreis Augsburg ihr Zen-
tralklinikum und die Orthopädischen Klini-
ken der Hessingstiftung einbringen. Vom
Freistaat werden 150 Millionen Anschubfi-
nanzierung verlangt. Die kritischen Stimmen
sind jetzt immer lauter zu hören.

Grundlegende Einwände hat die Ge-
werkschaft ÖTV in Augsburg.

Kritik der Gewerkschaft ÖTV

„Das wäre das Ende der kommunalen
Krankenhauslandschaft in Augsburg mit
unabsehbaren Folgen für Bürger und Be-
schäftigte“, erklärte Helmut Schwering
von der ÖTV. Eine ganz oder teilweise
Übernahme des Klinikums durch den Or-
den hätte nämlich zur Folge, daß dort
künftig das kirchliche Arbeitsrecht gel-
ten würde; statt dem Personalrat gäb es
nur noch eine Mitarbeitervertretung mit
stark eingeschränkten Rechten. Da die
Speisenversorgung, Reinigungsdienste
und andere Dienstleistungen von eigenen
Firmen abgewickelt würden, befürchtet
die ÖTV außerdem einen Abbau von Ar-
beitsplätzen. Der Deutsche Orden ist ein
Kirchen-Konzern mit 6000 Beschäftig-
ten in Krankenhäusern, Kindergärten,
Suchthilfestationen u.ä. und erzielt heu-
er annährend eine Milliarde Umsatz. Für
keine dieser Einrichtungen hat er einen
Tarifvertrag mit der ÖTV abgeschlossen.

Befürchtungen des Unirektors

Auch Reinhard Blum, bis vor kurzem
Rektor der Universität, befürchtet eine
„Elite-Offensive“ der Staatsregierung.In
einem Brief an die Südd. Zeitung erin-
nert er daran,daß die Staatsregierung die
Anträge der Universität auf Einrichtung
einer Medizinischen Fakultät oder Aka-
demie immer ablehnte mit dem Hinweis
auf das Überangebot von medizinischer

Ausbildung. Er fragt, wieso sie jetzt
plötzlich 150 Mio. DM für den Orden
übrig habe und antwortet enttäuscht:
Nach der Elite-Akademie der Bayeri-
schen Wirtschaft solle Bayern jetzt auch
eine Elite-Universität der Kirche be-
kommen. „Die katholische Universität
Eichstätt gilt offensichtlich nicht als
elitär genug“.Und zu den Drohungen des
Ordens mit anderen Standorten schreibt
er: „Bislang war es nur großen Unter-
nehmen vorbehalten, durch Drohungen
von Kommunen und Staat Vergünstigun-
gen und Subventionen zu erhalten.“

Positionen aus Stadt- und Landkreis

Die Augsburger Stadtverwaltung und
der Stadtrat sowie der Augsburger Land-
rat sind unentschieden. Eine Medizin-
fakultät wird von der Mehrheit seit lan-
gem gewünscht, aber dafür den Einfluß
auf die kommunalen Kankenhäuser her-
geben? Hessing-Direktor Hans Wünschel
formuliert es so: „Wir würden gerne
Lehrkrankenhaus sein,könnten uns auch
eine Kooperation vorstellen. Aber welt-
anschaulichen Einfluß wollen wir aus
unserer Klinik heraushalten.“ 

Stimmen aus dem Landtag

Auch im Landtags-Ausschuß für Hoch-
schule, Forschung und Kultur gab es auf
der Sitzung am 24. Juni quer durch die
Fraktionen Bedenken. „Solange es im
staatlichen Hochschulbereich noch einen
großen Investitonsbedarf gibt, sehe ich
für die Förderung einer privaten Hoch-
schule keine Chance“, faßte Albert
Schmid (SPD) diese zusammen. Mini-
sterpräsident Edmund Stoiber ist Laien-
mitglied im Deutschen Orden. Elisabeth
Köhler von den Bündnisgrünen fordert
daher, daß diese Mitgliedschaft „nicht zu
einer ungerechtfertigten Protektion“
führen darf.

Und so spricht der Orden selbst

1500 Studenten, davon ein Viertel aus
dem Ausland, sollen an der Elite-Uni
grundsätzlich ein Doppelstudium absol-
vieren und als Mediziner oder Wirt-
schaftswissenschaftler in einem Studium
Communicale lernen, Sprachbarrieren
zwischen einzelnen Disziplinen zu über-
winden. Die Studiengebühr beträgt 1000
Mark im Monat („Sozialklausel“ in Aus-
nahmefällen). Was Eliteausbildung aus
Menschen machen kann, sieht man am
Beispiel von Bernd Krümmel, dem desi-
gnierten Rektor. Er antwortet auf die
zahlreichen Bedenken ganz „ohne Bar-
rieren“: „Die Augsburger müssen wissen,
was sie wollen. Eine Strategie wasch mit
den Pelz, aber mach mich nicht naß, geht
mit uns nicht ... Rumeierei bringts
nichts.Wenn unsere Vorstellungen nicht
akzeptabel sind, dann gehen wir halt ein
Häuschen weiter.“

Quelle: div. SZ Juni 99, baf

Spezialausbildung zur „Führungspersönlichkeit im Gesundheitswesen“

Deutscher Orden will Elite-Ärzte ausbilden

Der 102. Ärztetag hat 
einen Beschluß gegen ärztliche
Abschiebehilfe gefaßt: 

„Abschiebehilfe durch Ärzte in Form von Flugbe-
gleitung, zwangsweise Verabreichung von Psycho-
pharmaka oder Ausstellung einer ,Reisefähigkeits-
bescheinigung‘ unter Mißachtung fachärztlich fest-
gestellter Abschiebehindernisse, wie z.B. Trauma-
tisierungen, sind mit den in der ärztlichen Berufs-
ordnung verankerten ethischen Grundsätzen nicht
vereinbar.“ Laut Auskunft des Beauftragten der
Hamburger Ärztekammer für gesundheitliche Be-
lange von Migranten ist der Beschluß mit der Ver-
öffentlichung im „Deutschen Ärzteblatt“ am 18.6. für
alle Ärzte einschließlich der Amtsärzte verbindlich.
Ärzten, die dennoch an Abschiebungen teilnehmen,
droht ein Berufsgerichtsverfahren. •
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Am 2. Juli fand vor dem Landgericht Berlin
das vierte Verfahren gegen einen der Ange-
klagten im Zusammenhang mit der Pro-
testaktion am israelischen Generalkonsulat
statt. Mehmet B., 31 Jahre alt, wurde ge-
fährliche Körperverletzung und schwerer
Landfriedensbruch vorgeworfen.

In der Verhandlung schilderte er – vom
Gericht unwidersprochen – seinen Lei-
densweg: Der Vater wurde von der türki-
schen Armee erschossen, die gesamte Fa-
milie, darunter auch Mehmet B., schwer
gefoltert. Seit der Aktion beim General-
konsulat ist Mehmet schwer depressiv.
Das Gericht veruteilte ihn deshalb auch
trotz der schweren Vorwürfe nur zu 2 Jah-
ren Haft auf Bewährung, noch am glei-
chen Tag wurde er aus der Untersu-
chungshaft entlassen.

In den ersten beiden Prozessen vor dem
Jugendgericht konnten die Vorwürfe des
schweren Landfriedensbruches nicht
standhalten. Der erste Angeklagte ist
wegen einfachen Hausfriedens-
bruch, der zweite wegen ein-
fachen Widerstand zu je-
weils 4 Wochen Jugend-
arrest verurteilt wor-
den. Beide waren fast 3
Monate in Untersu-
chungshaft. Haftent-
schädigung wurde
nicht gezahlt.

Der dritte Prozeß,der
Mitte Juni vor dem Land-
gericht stattfand, platzte
gleich am zweiten Tag.Ange-
klagt war Mehmet K., er soll mit
einer Eisenstange am Rathenowplatz
einen Polizisten geschlagen haben.

Gleich zu Beginn zeigte sich die Ein-
stellung des Gerichts zu dem Prozeß: so
wurde der Antrag des Angeklagten, nicht
gezeichnet zu werden (türkische Stellen
erfahren so schon genug von deutschen
Behörden über Abgeschobene, und De-
monstranten gelten generell als PKK-
Anhänger) ebenso abgelehnt wie die An-
träge der Verteidigung, die Verhandlung
vor einem Amtsgericht zu führen und sie
in einen größeren Raum zu verlegen, da-
mit auch die Familie und andere,die noch
draußen warteten, teilnehmen könnten
(Begründung der Richterin: „Das liegt in
der Natur der Sache – es ist genug Platz“).

Nach der Vorladung eines falschen
Zeugen – aufgrund des gleichen Nachna-
mens; übrigens der gleiche Fehler wie
beim letzten Prozeß vor dem Jugendge-
richt! -, der Abwesenheit anderer Zeu-
gen, der Aussageverweigerung des
Hauptzeugen unter Berufung auf ein
„Dienstgeheimnis“, das im Nachhinein
weder von der Richterin noch vom
Staatsanwalt akzeptiert wurde, fehlen-
den (entscheidenden?) Sekunden auf dem

Polizeivideo, Widersprüchen bei den
Zeugenaussagen und diversen Urlaubs-
plänen bei den Verfahrensbeteiligten
wurde das Verfahren ohne neuen Termin
vertagt. Mehmet K. bleibt trotz aller Wi-
dersprüche in Untersuchungshaft – wo er
schon seit vier Monaten sitzt, ohne daß
eines der üblichen Kriterien für „Flucht-
gefahr“ erfüllt wären: geflohen ist er vor
vielen Jahren, vor dem Terror in der Tür-
kei; er lebt seit vielen Jahren in Deutsch-
land, hat Familie und – noch – eine unbe-
fristete Aufenthaltserlaubnis.

Nun droht ihm wie vielen anderen die
Abschiebung. Dabei verschwomm auch
der „dringende Tatverdacht“ schon am
ersten Verhandlungstag in etlichen Wi-
dersprüchen.

Mehmet K. habe das Recht auf ein or-
dentliches Gerichtsverfahren, unabhän-
gig davon, ob er den Polizisten bei den
Krawallen in der Nähe der israelischen
Botschaft mit der Eisenstange verletzt

habe oder nicht, sagt seine Rechtsan-
wältin Annett Jansen.

Sie vermutet jedoch, daß
an ihrem Mandanten ein

Exempel statuiert wer-
den soll: „Selbst wenn
er freigesprochen
wird, so saß er doch ei-
nige Monate in Haft.
Und das ist es wahr-
scheinlich, was man

glaubt, daß die Öffent-
lichkeit will.“
Justizsprecherin Mich-

aela Blume nannte die Vor-
würfe „völligen Blödsinn“.

Mehmet K.s Haftdauer habe eine
durchaus normale Länge. Es sei auch an
der Tagesordnung, daß Zeugen verwech-
selt würden oder nicht zu einem Termin
erschienen. Derzeit säßen noch zwischen
zehn und zwölf Angeklagte im Zusam-
menhang mit den Krawallen um die isra-
elische Botschaft in Untersuchungshaft.

Der Verteidigung kommt indes der
Prozeß nicht nur wegen der Verzögerun-
gen merkwürdig vor. „Es ist nur ein Ver-
handlungstag angesetzt worden, obwohl
dem Gericht klar sein müßte, daß das
nicht an einem Tag zu regeln ist“, sagt
Frau Jansen. Mit einem neuen Gerichts-
termin ist frühestens im September zu
rechnen.

Berlins Innensenator Werthebach wie-
derholte, jegliche deutsche Beteiligung
am Krieg gegen die KurdInnen leugnend,
zuletzt am 26. Juni angesichts der an-
geblich drohenden Gewaltaktionen nach
der Urteilsverkündung auf Imrali: „Ich
werde nicht zulassen, daß die innertürki-
schen Auseinandersetzungen auf Berli-
ner Straßen ausgetragen werden.“

(I., Solidaritätskomitee für die kurdi-
schen politischen Gefangenen in Berlin)

Berlin: 

Neue Kurdenprozesse
Zurück in die Zukunft?

Migrant/innen wollen
nicht unter die Fittiche
des Stadtrates
In seiner letzten Sitzung vor den Ferien hat
der Essener Stadtrat auf Initiative von B.
90/Grüne und SPD beschlossen, beim Lan-
desinnenministerium für die nächste Rats-
periode die Bildung eines Ausschusses für
Zuwanderung und Integration zu beantra-
gen. Ein solcher Ausschuß des Rates kann
nach dem gerade verabschiedeten Ersten
Modernisierungsgesetz NRW den nach der
Gemeindeordnung in Städten über 100.000
Einwohnern zwingend vorgeschriebenen, di-
rekt gewählten Ausländerbeirat ersetzen.

Im Gegensatz zu den jetzigen Ausländer-
beiräten kann ein Ratsausschuß eigen-
ständige Rechte erhalten und über ein ei-
genes Budget verfügen.

Ein Ratsausschuß muß jedoch mehr-
heitlich aus Ratsmitgliedern bestehen.
Vor 15 Jahren gab es das schon mal: Ein
Vertretungsgremium der ausländischen
Bevölkerung Essens, daß diesen Namen
nicht verdiente, weil er von den vom
Stadtrat benannten Mitgliedern domi-
niert wurde. Daß ausgerechnet die Grü-
nen, die damals vehement die Forderung
der Migrant/innen nach einem direkt ge-
wählten Ausländerbeirat unterstützten,
dahin zurückwollen, ist schwer ver-
ständlich.

Die niedrige Wahlbeteiligung, die als
Legitimitätsproblem ins Feld geführt
wird, liegt nicht zuletzt daran, daß der
Ausländerbeirat faktisch keine Rechte
hat.

Wieso machen sich Grüne und SPD ei-
gentlich nicht für einen Ausbau der Rech-
te des Ausländerbeirates stark? Warum
kein Rederecht für den Ausländerbeirat
im Stadtrat? Warum kein Antragsrecht
für ihn – früher wollten das auch die Grü-
nen. Die Rechte des möglichen neuen
Ausschusses sind nach den bisherigen
Festlegungen vage, weder die Höhe des
eigenen Haushaltsbudget noch die Zu-
ständigkeiten sind definiert. Von einer
Stärkung der Vertretungsrechte kann
deshalb kaum die Rede sein.

Zudem haben Grüne und SPD den
Ausländerbeirat vor den Kopf geschla-
gen.Er wurde vor der Verabschiedung des
Ratsbeschlusses nicht konsultiert. Ist das
ein Muster für den künftigen Umgang mit
„unseren ausländischen Mitbürgern“?
Erst auf massiven Protest des Ausländer-
beirates hin bequemten sich die Rats-
fraktionen zu einem Gespräch mit Ver-
tretern des Ausländerbeirates. Ob ihnen
inzwischen aufgefallen ist, daß sie auf ei-
ne positive Stellungnahme des Auslän-
derbeirates angewiesen sind,wenn sie die
Genehmigung des Innenministers für die
Einrichtung des neuen Ausschusses er-
reichen wollen?

syb
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BRAUNER ALLTAG Frauen-
wald. Der Kandidat der rechts-

extremen DVU, Otto Reißig, hat die
Stichwahl am 27.6.99 um das Amt des
Bürgermeisters der thüringischen Ge-
meinde Frauenwald im Ilmkreis knapp
verloren. Nach Angaben des Landes-
wahlleiters votierten 320 BürgerInnen
für den Kandidaten der Freiwilligen
Feuerwehr,Kurt Wagner,und 309 für den
DVU-Mann Reißig. Die Wahl hatte über
Thüringen hinaus für Wirbel gesorgt,
weil sich die CDU-Kreisrätin J. Ewald
mit einer Postwurfsendung offen für den
DVU-Kandidaten eingesetzt hatte.

EDELWOHNRAUM UND SCHLAFKOJEN
Berlin. Das Mietermagazin berichtet in
seiner Juni-Ausgabe ausführlich über
die Wohnbedingungen der Zehntausen-
de Wanderarbeiter auf Berlins Baustel-
len.Der lesenwerte Bericht stellt den Lu-
xusappartments, Edelbüros und -ge-
schäften die Wohnbedingungen ihrer
Produzenten gegenüber.Häufig sind vier
Bauarbeiter darauf angewiesen in
Wohncontainern mit 13 qm zu hausen:
zwei Doppelstockbetten, Spinde, ein
kleiner Tisch. Mit der kärgliche Behau-
sung können die Arbeitgeber noch zu-
sätzlich Geld machen. Das Bett kostet
die Bauarbeiter bis 35 DM pro Tag. Für
350 DM im Monat mieten die Unterneh-
men diese an oder kaufen einen ge-
brauchten für ca. 3.900 DM. Das Mieter-
magazin berechnet so bei Vollbelegung
einen Gewinn von 1.000 bis 2.000 DM.
Nach harter Arbeit 10–12 Stunden Con-
tainer-Unterbringung führen diese
Wohnverhältnisse zu zusätzlichen Qua-
len. Im Sommer heizen die Räume auf 30
bis 40 Grad auf, innen bildet sich Kon-
denswasser – die Kleidung ist ständig
klamm. Bei jeder Jahreszeit gelangt man
zu den Gemeinschaftsduschen nur über
Außenzugänge.Zu Beginn der Großbau-
stellen hatte das Bauaufsichtsamt auf
den Wildwuchs der Containersiedlungen
mit der Genehmigungspflicht reagiert.
Schönheitsfehler dabei, es fehlt das Per-
sonal zur Kontrolle der Auflagen
(Schutz vor Lärm, Schmutz, Schwenk-
zonen von Kränen, etc.).

VIDEO-ÜBERWACHUNG Köln. Anstelle
eines gläsernen Rathauses oder einer
gläsernen Verwaltung bemühen sich
Stadtverwaltung und städtische Unter-
nehmen mit Vehemenz, sich vollen Ein-
blick in das Leben der Einwohner der
Stadt zu verschaffen. Nun sollen in 70
Straßenbahnen jeweils vier Videokame-
ras installiert werden und in allen U-
Bahnhöfen, bis zum Jahr 2001 sollen al-
le KVB-Haltestellen (auch die Bushalte-
stellen?) mit Kameras ausgerüstet sein.
Das Vorhaben wird zu 80% aus Landes-
mitteln finanziert,aus jenem Programm,
das auch die „kommunalen Sicherheits-
partnerschaften“ sponsort. Zweck soll
die Ermittlung von Straftätern sein. Die

Einbeziehung der KVB in dieses Vorha-
ben ist ein weiterer Schritt, in die Er-
mittlungen der Polizei ganz andere,
städtische und private Unternehmen
einzuschalten.Ob das Verfahren den Op-
fern von Überfällen hilft, kann bezwei-
felt werden. Kameras ersetzen nicht das
Einschreiten von Menschen, Kameras
verhindern nicht die zunehmende Verro-
hung, Kameras schaffen keine Voraus-
setzungen für Verhältnisse, die z.B. Be-
schaffungsdiebstähle für Drogenkranke
überflüssig machen. Im Blickpunkt des
KVB-Vorstandes liegen auch weniger
solche Gewalttaten.KVB-Vorstand Wol-
fang Meyer im Kölner Stadt-Anzeiger
über den Einsatz von Kameraüberwa-
chung in London: „Graffiti und anderer
Vandalismus sind auf ein Drittel der
früheren Fälle zurückgegangen.“.

GEGEN DAS SPARPAKET Bonn. Der
Deutsche Städtetag protestiert gegen die
im Sparpaket der Bonner Koalition vor-
gesehenen Kostenverschiebungen vom
Bund auf die Kommunen. Bereits heute
müßten die Kommunen mehr als 3,5 Mil-
liarden DM pro Jahr für das Wohnen von
Sozialhilfeempfängern aufbringen.
Jetzt kämen durch die geplante Ab-
schaffung des staatlichen Wohngeldes
für Sozialhilfeempfänger Mehrkosten
von mehr als einer Milliarde DM für
Städte und Gemeinden hinzu. Auch bei
den Familienleistungen sei die Schmerz-
grenze in der Belastung der Städte über-
schritten. Zu den 6 Milliarden DM, die
Kommunen bereits jetzt zur Finanzie-
rung des Kindergeldes beitragen müs-
sen, werde ihnen durch das neue Fami-
lienentlastungsgesetz eine knappe wei-
tere Milliarde DM abverlangt.

MÜLLPOLITIK Mannheim. Angesichts
der Pläne der MVV, bei sinkender Müll-
menge die Müllgebühren weiter zu er-
höhen, entwickelt die DKP in ihrer Zei-
tung mannheim konkret die folgenden
Forderungen: „Die gesetzliche Freigabe
von Gewerbemüll als frei handelbares
Wirtschaftsgut muß zurückgenommen
werden; Industrie und Handel müssen
zur Ablieferung an den regionalen Müll-
verwerter zu kostendeckenden Ge-
bühren verpflichtet werden. Die Kapa-
zität der Mannheimer Müllverbren-
nungsanlage muß am tatsächlichen re-
gionalen Bedarf orientiert werden. Die
technisch veralteten, wartungsintensi-
ven Kessel 1–3 müssen stillgelegt wer-
den, sobald die Müllmengenreduzierung
durch Vermeidung bzw. stoffliche Ver-
wertung dies zuläßt. Der Neubau eines
modernen Kessels 5 darf nicht zur Ka-
pazitätsaufblähung genutzt werden, die
dann die Notwendigkeit hervorbringen
würde, Müll von außerhalb der Region
nach Mannheim zu karren. Die Müllge-
bühren für die privaten Haushalte dür-
fen nicht erhöht werden.“

Zusammenstellung: baf

Stahlhelm auf, Herr Landrat Ihrke
In namentlicher Abstimmung beschloß der
Kreistag Barnim am 30. Juni 1999 mit 30 der
SPD/CDU-Koalition gegen 15 Stimmen von
PDS, Bündnis 90/Grüne und BKB, daß der
Beschluß des Kreistages Eberswalde vom
6. Oktober 1990 „Für einen militärfreien
Kreis Eberswalde“ aufgehoben wird.

Dem hitzigen Streit im Kreistag war An-
fang Mai eine Übung der Bundeswehr auf
dem Flugplatz Finow vorangegangen.
Auf die Verlegeübung „luftbeweglicher
Kräfte“ der Bundeswehr reagierten
schon am Tag des Bekanntwerdens etwa
35 Menschen mit einer spontanen De-
monstration zum Flugplatzgelände. Am
nächsten Tag wandte die Eberswalder
Stadtverordnetenversammlung auf Ini-
tiative der SPD-Fraktion bei einer Ge-
genstimme und wenigen Enthaltungen
gegen die militärische Nutzung des Flug-
platzes. Zugleich wurde die Stadtver-
waltung beauftragt, vertragliche Rege-
lungen mit dem Flugplatzbetreiber zu
vereinbaren, die künftig solche Übungen
nicht mehr zulassen sollten.

Die PDS-Fraktion im Kreistag Barnim
griff jetzt diese Initiative auf und wollte
erreichen, daß auch der Kreis einen sol-
chen Vertrag mit dem Flugplatzbetreiber
abschließt. Sie regte an, den 1990 für den
damaligen Kreis Eberswalde gefaßten
Beschluß auf den gesamten Landkreis
auszudehnen.

Zunächst berichtete Dezernent Tho-
mas Engel (bis 1997 Bündnis 90/Grüne,
jetzt SPD) über die Realisierung des Be-
schlusses von 1990. Sein Fazit, alle For-
derungen dieses Beschlusses seien im
Prinzip erfüllt.Mittlerweile sei der Land-
kreis Barnim militärfrei. Was Übungen
angeht,könne der Landkreis jedoch nicht
dagegen auftreten. Das würde einen Ver-
stoß gegen das Grundgesetz darstellen,
wonach die Verteidigung ausschließlich
Angelegenheit des Bundes sei. Schließ-
lich vergaß Thomas Engel nicht den „hel-
denhaften“ Hochwassereinsatz: „Ohne
die Bundeswehr hätten wir unsere 13 km
Deich nicht gehalten.“

Damit gab Engel das Stichwort für den
Fraktionsvorsitzenden der CDU,Dr.Dirk
Weßlau. Der baute die Lobeshymne auf
die Bundeswehr bis zu der Aussage aus,
er bedaure es, daß der Landkreis Barnim
jetzt militärfrei sei. Die Entscheidung
von 1990 sei als wendebedingte Emotion
anzusehen und auf den Erfahrungen mit
der Sowjetarmee und der NVA begrün-
det gewesen.

Auch der SPD-Abgeordnete Uwe
Ebert schlug in diese Kerbe. Er ergänzte
die Polemik von Engel und Weßlau durch
scharfe Angriffe gegen die PDS. „Vor 10
Jahren“, wandte er sich an deren Frakti-
onsmitglieder, „waren Sie noch alle Re-
serveoffizier der NVA“. Der „neue Pazi-
fismus der PDS“ sei deshalb unglaub-
würdig und bewege sich nicht auf dem
Boden des Grundgesetzes. Gerd Mark-
mann, Auszug aus Barnimer Bürgerpost

Kommunale

Politik
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A uch wenn der nachfolgend doku-
mentierte Beschluß des Bezirksvor-

stands der ÖTV Berlin sich auf die kon-
krete Diskussion in Berlin bezieht, so ist
die dargelegte Situation doch exempla-
risch für den öffentlichen Dienst insge-
samt und darüber hinaus. Mit dieser Po-
sitionsbestimmung wird deutlich, in wel-
cher schwierigen Situation die Gewerk-
schaften derzeit stehen. Zu den Angriffen
seitens des Dienstherrn bzw. der Kapita-
listen kommen interne Auseinanderset-
zungen, welches gewerkschaftliche Kli-
entel „zu bedienen“ ist. Die einen sind be-
reit, auf Einkommen zu verzichten, um
den Arbeitsplatz zu halten oder um Soli-
darität mit Auszubildenden bzw.Arbeits-
losen zu praktizieren; die anderen halten
schon eine Diskussion darüber für Verrat
an der „gewerkschaftlichen Sache“.
Dies gilt im übrigen auch für die inner-
parteiliche Diskussion der PDS. Regel-
mäßig kommt es im Landesverband Ber-
lin wie auch auf Bundesebene zu heftigen
Auseinandersetzungen um das Thema Ar-
beitszeitverkürzung mit bzw. ohne (Teil)-
Lohnausgleich. Einem Ritual gleichkom-
mend hört man dieselben Argumente im-
mer wieder, wobei jede Seite sich als die
wahren Gewerkschaftsinteressenvertre-
ter oder die wahren Arbeitsloseninteres-
senvertreter (in Berlin auch die wahren
Haushaltsrettungsexperten) verstehen.
Angenehm an dem dokumentierten Be-
schluß ist, daß auf die Situation der Be-
schäftigten in unteren Einkommensgrup-
pen Bezug genommen wird.
Zu wenig entwickelt dagegen sind die Tei-
le, die auf die ökonomischen Ursachen
dieser Situation eingehen. Es entsteht der
Eindruck, daß – wie in vergangenen Zei-
ten – nach einer gewissen Durststrecke es
schon wieder besser werden könnte. Für
den öffentlichen Dienst, wo der jetzige
Personalabbau in erster Linie auf die
Haushaltslage und weniger auf die Pro-
duktivitätssteigerungen zurückgeht,
könnte dies eine (gefährliche) Fehlein-
schätzung sein, zumal letztere mit Si-
cherheit auch noch ihre Auswirkungen
haben werden. har 

Lohnverzicht bei 
Krankenhäusern und
beim Land Berlin?
Eine gewerkschaftliche Antwort auf
Ängste und falsche Lösungswege 

1. „Lieber auf Lohn verzichten als 

arbeitslos sein?“

In Berliner Betrieben, Krankenhäusern
und Verwaltungen nimmt die Angst vor
betriebsbedingten Kündigungen zu. Da
gibt es Beschäftigte, die wollen „lieber
Lohnverzicht als Arbeitslosigkeit“. An-
dere dagegen befürchten, daß Verzichts-
signale von den Arbeitgebern dankbar
aufgenommen werden, um die Gewerk-
schaften unter Druck zu setzen. Ziel ist,

eine möglichst hohe „Eigenbeteiligung“
der Beschäftigten bei der Senkung der
Personalkosten zu erreichen. Bis heute
schwanken viele zwischen der Erkennt-
nis, daß die Einschnitte die Arbeitslosig-
keit nicht verringert haben und dem
Zweifel, ob nicht Verzicht doch helfen
würde.

2. Ausschluß betriebsbedingter Kündi-

gungen über 1999 hinaus: verspro-

chen aber noch nicht erreicht

Die Gewerkschaft ÖTV Berlin hat in der
Vergangenheit viele Verhandlungen zum
Ausschluß betriebsbedingter Kündigun-
gen geführt und Beschäftigte erfolgreich
vor Entlassung geschützt.Zur Zeit stehen
wir in Verhandlungen über die Verlänge-
rung der Vereinbarung zum Ausschluß be-
triebsbedingter Kündigungen für rund
160000 Beschäftigte im Landesdienst und
wir müssen die Interessen von 8000 Be-
schäftigten der Krankenhäuser vertreten,
deren Stellen durch den Krankenhaus-
plan gefährdet sind.

In diesem Zusammenhang begrüßen
wir, daß die öffentlichen Arbeitgeber und
die Berliner Parteien sich bemühen, im
Vorfeld der Abgeordnetenhauswahlen
den Beschäftigten die Sicherheit zu ge-
ben, daß betriebsbedingte Kündigungen
weiterhin ausgeschlossen werden. Es
kommt jetzt darauf an,dieses Versprechen
vertraglich zu sichern. Wir wissen aber
auch, daß der Ausschluß betriebsbeding-
ter Kündigungen vor allem in Wahl-
kampfzeiten gern versprochen wird, aber
er soll möglichst wenig kosten.

3. Störmanöver vermeiden 

In Verhandlungen um Personalabbau geht
es um viel Geld. Störfeuer und taktische
Winkelzüge von Arbeitgeberseite sind in
solchen Situationen zu erwarten. An ge-
werkschaftlichen Antworten wird es
dann nicht fehlen. Problematischer ist es,
wenn Beschäftigte oder Personalräte be-
ginnen, an der verhandlungsführenden
Gewerkschaft vorbei undurchdachte
Lohnverzichtsvorschläge in Umlauf zu
bringen, die weder zielführend, noch auf
ihre Wirksamkeit zur Beschäftigungssi-
cherung überprüft sind und die zu allem
Überfluß in manchen Bereichen den Ar-
beitgebern auch noch vorauseilen, die
dieses gar nicht gefordert haben. Der Be-
zirksvorstand stellt fest, daß solche Ak-
tionen den Verhandlungen und den Be-
schäftigten schaden.

4. Strukturbruch im öffentlichen Sektor

Berlins

Der öffentliche Sektor in Berlin steht seit
der deutschen Einheit in einem Struktur-
wandel, wie er bundesweit im öffentli-
chen Bereich noch nicht dagewesen ist.Je-
der weiß, daß die geteilte Stadt in beiden
Hälften aus politischen Gründen Sonder-
strukturen im öffentlichen Dienst, in der
Gesundheitsversorgung und auf dem Ar-
beitsmarkt entwickelt hatte. Der Struk-
turumbruch in Berlin ist im Ausmaß dem
in der nordrhein-westfälischen Stahlin-

dustrie oder der Werften-Industrie an der
Küste vergleichbar – allerdings fehlen
bundesfinanzierte Programme zur Be-
gleitung dieses Umbruchs. Stattdessen
kam es noch schlimmer: binnen weniger
Jahre nach der Deutschen Einheit fand
sich Berlin vor der Situation, daß die Ge-
samtstadt – Ost und West zusammen – ge-
rade mal soviel Zuschüsse aus der Bun-
deskasse erhielt, wie Westberlin vor dem
Mauerfall allein. Und dies in einer Situa-
tion, in der in allen Ballungsräumen die
Folgekosten der Arbeitslosigkeit erheb-
lich anstiegen und die Finanzierungs-
löcher in den öffentlichen Haushalten zu-
nahmen. Die Berliner Politik verpasste
den Einstieg in die Umstrukturierung zu-
erst um Jahre, um dann um so radikaler
einen teilweise besinnungslosen Ausver-
kauf des Berliner öffentlichen Vermögens
einzuleiten und öffentlich-gemeinwirt-
schaftliche Großbetriebe durch private
erwerbswirtschaftliche Monopole zu er-
setzen nach der falschen Ideologie „pri-
vat ist immer besser“. So arbeiten die
großen Berliner Betriebe künftig für die
Dividende von neuen Eigentümern an-
statt ihre Überschüsse den Berlinerinnen
und Berlinern, gewissermaßen als „Bür-
gerdividende“, zurückzugeben.

In diesem denkbar schwierigen Umfeld
kämpft die Berliner ÖTV um die Erhal-
tung öffentlicher Aufgaben in öffentlicher
Verantwortung.Sie unterstützt Vorhaben,
die öffentliche Dienste leistungsfähiger
und zukunftssicher machen und sie for-
dert faire Bedingungen für die Beschäf-
tigten.

5. Arbeitsvolumen in Krisenbereichen ver-

ringern 

Die Gewerkschaft ÖTV Berlin kämpft im
politischen Raum für vernünftige politi-
sche Beschlüsse zur Umstrukturierung
von Verwaltungen und des Gesundheits-
wesens. Fallen Beschlüsse nicht in unse-
rem Sinne aus, so bilden sie dennoch den
Handlungsrahmen für die weitere ge-
werkschaftliche Interessenvertretung.
Das schließt natürlich ein, daß wir auch
bei jedem Schritt der Umsetzung unsere
Ziele verfolgen und nicht zu allem Ja und
Amen sagen, was Politik und Manage-
ment vorgeben.

Durch die Beschlüsse des Senats sind
Zehntausende Arbeitsplätze und damit
Arbeitsvolumen in Verwaltung und Kran-
kenhäusern abgebaut worden. Weiterer
Abbau ist beschlossen und steht vor der
Umsetzung. Die Gewerkschaft ÖTV for-
dert, daß alle bekannten Instrumente zur
Verringerung von Arbeitsvolumen ge-
nutzt werden (Vorruhestand, Altersteil-
zeit, freiwillige Teilzeit, Sabbatjahr und
andere Auszeiten, Beurlaubung, Arbeits-
zeitkonten, Überstundenabbau, Abfin-
dungen, Hilfen beim Wechsel zu anderen
Arbeitgebern).

Auch das Mittel der kollektiven Ar-
beitszeitverkürzung (mit Teillohnaus-
gleich oder ohne Lohnausgleich) in be-
drohten Betrieben kann zu diesen Instru-
menten gehören. Kollektive Arbeitszeit-



Einzelhandel

Streikbewegung gegen
Niedriglöhne
Lohnsenkungen von über 800 DM im
Monat geplant! Am Sonnabend, den 26.
Juni, wurden zahlreiche Karstadt-
Kaufhäuser in Hamburg ganztägig be-
streikt, darunter Karstadt-Möncke-
bergstraße, das Alsterhaus, Sport-Kar-
stadt am Hauptbahnhof und die Kauf-
häuser in Altona, Billstedt und Wands-
bek.Aufgerufen hatte die Gewerkschaft
HBV. Nach den Streiks in den letzten
Wochen – u.a. bei Woolworth und Toom
– war dies ein vorläufiger Höhepunkt
der aktuellen Streikbewegung. 1100
VerkäuferInnen beteiligten sich an den
Streiks.

Die Karstadt-Häuser konnten am
26.6. um die Mittagszeit zwar mit Not-
besetzungen geöffnet werden,die Mehr-
zahl der Kunden kaufte jedoch trotzdem
nicht dort ein. Viele unterstützten die
Verkäufer/innen, sich gegen die drasti-
schen Lohnsenkungen zur Wehr zu set-
zen. Wer trotzdem einkaufen wollte,

wurde kaum beraten und mußte lange
nach einer geöffneten Kasse suchen.

Der Einzelhandelsverband forderte
in dieser Tarifrunde, die Gehälter der
Kassierer/innen und der Ungelernten
zwischen 257 und 844 DM abzusenken.
Darüber hinaus sollen Kassierer/ innen
zukünftig nur noch die Hälfte der Tari-
ferhöhungen erhalten. Diese Ver-
schlechterungen will der Unternehmer-
verband als „Änderungen bei den Ein-
gruppierungsbestimmungen“ durch-
drücken. Erst dann ist er bereit, die Ge-
werkschaftsforderungen von 200 DM
bzw.6% Gehaltserhöhung für die 70 000
Beschäftigten im Hamburger Einzel-
handel überhaupt zur Kenntnis zu neh-
men. Die Forderungen der Einzelhan-
dels-Verbände werden bundesweit er-
hoben, in vielen Bundesländern ist es
deshalb in den letzten Wochen schon zu
Streiks gekommen. Da die Unterneh-
mer-Verbände bisher von ihren Forde-
rungen nicht abrücken, wird eine lan-
gandauernde Streikauseinanderset-
zung erforderlich, um diese Angriffe ab-
zuwehren. (res)
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verkürzung mit Einkommensverlust be-
deutet einen wesentlichen Einschnitt in
den Lebensstandard und individuelle Zu-
kunftsplanungen, ganz besonders betrifft
dies Niedrig-Verdienende. Deswegen sind
solche Maßnahmen nur im konkreten Ein-
zelfall, zeitlich befristet und nur nach aus-
führlicher Diskussion und Beschlußfas-
sung in den betroffenen Bereichen denk-
bar. Im Jahr 1994 hat die Gewerkschaft
ÖTV für bedrohte Einrichtungen im Tarif-
gebiet Ost dieses Instrument geschaffen
(Tarifvertrag zur Sozialen Absicherung –
früher § 15 c BAT). Die Regelung wurde
nach intensiver Diskussion mit den be-
troffenen Mitgliedern in bezirklichen Ta-
rifverträgen in einer ganzen Reihe von Fäl-
len genutzt und hat vor allem Erzieherin-
nen erfolgreich vor Entlassungen ge-
schützt. Die Gewerkschaft ÖTV hat dabei
darauf geachtet, daß eine solche Maßnah-
me nur in Verbindung mit einem soliden
Konzept zur Zukunftssicherung der be-
treffenden Einrichtung zugelassen wurde.
Denn es macht keinen Sinn für die Be-
schäftigten, mehrere Jahre Einkommens-
verluste hinzunehmen,um danach vor der-
selben maroden Situation zu stehen wie
vorher.

Zum Schutz des Flächentarifs hat die
große Tarifkommission der Gewerkschaft
ÖTV die von den Arbeitgebern geforderte
Ausdehnung dieser Regelung auf das ge-
samte Tarifgebiet abgelehnt.

Welche Instrumente zur Verringerung
des Arbeitsvolumens zum Zuge kommen,
ist jeweils im Einzelfall in Verhandlungen
zu klären. Der Weg führt immer über die
gewerkschaftlichen Strukturen der Wil-
lensbildung.

6. Die Gewerkschaft ÖTV singt nicht das

Lied vom „Teilen in der Klasse“

Die Gewerkschaft ÖTV hat durch ihre
bundesweite Praxis vielfach eine Antwort
gegeben, wie sie mit dem Problem der Be-
schäftigungssicherung umgeht: wir haben
für Krisenbetriebe über maßgeschneider-
te Lösungen verhandelt und darüber – ver-
traglich gesicherte – Vereinbarungen ge-
troffen.Für starke Betriebe sind dabei bes-
sere Ergebnisse erzielt worden als für
schwache. Das ist kein „Irrtum“ gewerk-
schaftlicher Politik, sondern pure prakti-
sche Vernunft. Immer haben wir aber auf
zweierlei geachtet: das bestmögliche Er-
gebnis mit den Betroffenen zusammen aus-
zuhandeln und gleichzeitig den Flächen-
tarif als Ganzes zu schützen. Dabei waren
wir – und auch die anderen Gewerkschaf-
ten des DGB – sehr erfolgreich.

An die Adresse all der Arbeitgeber ge-
richtet, die meinen, sie brauchten uns nur
den jeweils schlechtesten ÖTV-Tarifver-
trag unter die Nase zu halten, um unsere
Zustimmung zu Absenkungen zu errei-
chen,stellen wir fest: Auch wenn es oft ver-
sucht wird: niemand soll glauben, daß wir
unsere Interessenvertretung am niedrigen
Niveau der Schwächsten auf dem Arbeits-
markt orientieren. Niemand soll glauben,
daß wir das Lied vom „Teilen in der Klas-
se“ zum Maßstab unserer Interessenver-

IG Medien

Niedriglohnsektor

Stuttgart, 29. Juni 1999 – Zu einem „Nied-
riglohn-Modellversuch mit Praxisnähe“ lädt
die IG Medien die bündnisgrünen Bundes-
tagsabgeordneten Margareta Wolf, Thea
Dückert und Rezzo Schlauch sowie die
schleswig-holsteinische Ministerpräsiden-
tin Heide Simonis ein. 

Manfred Moos, Tarifexperte beim
Hauptvorstand der Gewerkschaft, emp-
fiehlt als Einsatzfeld insbesondere das
Kinogewerbe. Dort ließen sich in einem
vierwöchigen Arbeitseinsatz während
der Parlamentsferien Erkenntnisse über
einen real existierenden Niedriglohn-
sektor gewinnen. Für 1 953 DM brutto
im Monat (Vollzeit) könnten die Politi-
kerinnen und Politiker dort als Platzan-
weiser ihr außerparlamentarisches Kön-
nen unter Beweis stellen und gleichzei-
tig Erfahrungen für die Umsetzung ih-
rer Vorstellungen sammeln. Ersatzweise
könnten auch Praktika als freie Journa-
listinnen und Journalisten bei Tageszei-

tungen vermittelt werden. „Auch hier
lassen sich reichhaltige und unvergeßli-
che Erfahrungen sammeln“,wirbt die IG
Medien. Es sei den Arbeitgebern sogar
gelungen, den ohnehin schon bescheide-
nen Tarifvertrag noch großflächig zu un-
terschreiten. „Hier kann in vielen Fällen
bereits Vollzug gemeldet werden. Ein
Großteil der Freien bei Tageszeitungen
verdient zwischen 1.500 und 2.000 DM
brutto im Monat“.

Auch eine Urlaubsvertretung für eine
der jetzt angeblich ja jetzt sehr gesuch-
ten Zeitungszustellerinnen sei nicht zu
verachten. Auf dem Lande könnten die
Politikerinnen und Politiker sich schon
für fünf DM Stundenlohn um die Siche-
rung der Pressevielfalt verdient machen.

Mit ihrer Einladung zur Erprobung
des Niedriglohnsektors reagiert die IG
Medien auf die Forderung von Wolf,
Dückert, Schlauch und Simonis, im
Bündnis für Arbeit solle über Nied-
riglohnbereiche geredet werden sowie in
Modellversuchen Niedriglöhne erprobt
werden.
(Pressemitteilung der IG Medien, Stuttgart)

IG Metall vereinbart 13,50 Mark Mindest-
lohn, 35-Stunden-Woche

Expo

Die IG Metall und der Personaldienst-
leister Adecco haben sich auf einen Ta-
rifvertrag für die 7 000 Leiharbeiter auf
der Expo 2000 in Hannover verständigt.
Küchenhilfen, Hostessen, Medienbe-
treuer oder Teamleiter erhalten in den
ersten drei Monaten der Einstellung
Stundenlöhne zwischen 13,50 Mark und
25 Mark. Danach werden die Löhne um
eine Mark angehoben.Weitere Vereinba-
rungen: 30 Tage Jahresurlaub, eine 35-
Stunden-Woche und die Einrichtung ei-

nes Zeitarbeitskontos. Bei der Einstel-
lung sollen Arbeitslose, insbesondere
Langzeitarbeitslose, vorrangig berück-
sichtigt werden. Der Vertrag gilt vom 1.
Januar bis 31.Dezember 2000.Der Han-
noveraner IG Metall-Bezirksleiter
Hartmut Meine, der die Verhandlungen
im Auftrag von fünf weiteren Gewerk-
schaften geführt hatte, bezeichnete den
Vertrag als einen «wichtigen Schritt der
Gewerkschaften in Richtung einer Öff-
nung gegenüber der Zeitarbeitsbran-
che».Vor allem die bevorzugte Behand-
lung der Langzeitarbeitslosen sei «be-
merkenswert».
(IG Metall Tarifnachrichten im Internet)
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tretung machen.Unsere Politik entwickeln
wir an den Interessen unserer Mitglieder
und an den Prinzipien der Gewerkschafts-
bewegung.

Tarifdumping, Tarifflucht, Zerschla-
gung der Flächentarife wird die Gewerk-
schaft ÖTV Berlin mit aller Kraft bekämp-
fen. Wir wissen wohl, daß wir uns dabei
nicht immer auf ganzer Linie durchsetzen
werden,aber wir sagen jedem deutlich: Wir
werden unsere Mitglieder mobilisieren!

7. Lohnverzicht schützt niemanden!

Lohnverzicht ist ein tiefgreifender Ein-
schnitt in tarifliche Rechte. Er schmälert
die Einkommen der Betroffenen und engt
den Lebensstandard von Niedrigverdien-
enden spürbar ein. Gleichzeitig hat Lohn-
absenkung immer Fernwirkungen über
den betroffenen Bereich hinaus auf ande-
re Tarifbereiche und schafft auch dort
Druck zur Absenkung.Von den volkswirt-
schaftlich schädlichen Auswirkungen
wollen wir hier gar nicht reden. In unserer
Gesellschaft und Wirtschaft befinden sich
stets einige oder mehrere Branchen in Um-
brüchen und Krisen. Wenn die Gewerk-
schaften darauf jeweils mit Lohnverzicht
reagiert hätten, wäre die Tariflandschaft
bereits heute wie ein Schweizer Käse
durchlöchert. Nur noch wenige Hochlohn-
inseln in florierenden Exportbranchen
würden aus einem Meer von abgesenkten
Löhnen ragen. Dienstleisterinnen und
Dienstleister für Bildung, Soziales, Ge-
sundheit, Pflege, Sicherheit und Gemein-
wesen würden sich im Meer und nicht auf
den Inseln wiederfinden.

Die Gewerkschaft ÖTV Berlin lehnt
deswegen Lohnverzicht als Mittel der Ta-
rifpolitik ab. Mit Lohnverzicht ist großer
Schaden in der Tariflandschaft anzurich-
ten und nur wenig für die Beschäftigten zu
erreichen. Öffnungsklauseln für die Un-
terschreitung von Tariflöhnen hat die Ge-
werkschaft ÖTV aus guten Gründen in
ihren Tarifverträgen nicht zugelassen.
Lohnverzicht ist kein Mittel zur Beschäf-
tigungssicherung beim Land Berlin und
bei den Krankenhäusern. Wir geben den
Arbeitgebern keinen Freibrief auf Mitfi-
nanzierung des Personalabbaus durch die
Beschäftigten. Es verletzt unsere solidari-
schen Grundsätze zutiefst, denen, die oh-
nehin in der Einkommensrangfolge ganz
unten stehen, kollektiv die Mitfinanzie-
rung der Personalkosten aufzubürden.

8. Niedrigere Lohnabschlüsse für allgemei-

ne Arbeitszeitverkürzung

In unserer Gesellschaft steigt die Produk-
tivität. Mit geringerem Arbeitsvolumen
kann mehr produziert und können mehr
Dienstleistungen erbracht werden. Des-
wegen müssen Gewerkschaften auf Ar-
beitszeitverkürzung hinarbeiten, um Ar-
beitslosigkeit einzudämmen.Wir haben in
der Vergangenheit für Arbeitszeitverkür-
zungen mit dem Ziel der 35-Stunden-Wo-
che niedrigere Lohnabschlüsse akzeptiert.
Dies war sinnvoll,um Arbeitsvolumen um-
zuverteilen und Beschäftigung zu sichern.
Die Gewerkschaft ÖTV Berlin stellt fest,

(22.06.1999) Das Tarifarchiv des Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftlichen In-
stituts in der Hans-Böckler-Stiftung hat so-
eben eine aktuelle Analyse der tariflichen
Lohn- und Gehaltsstrukturen in der Bun-
desrepublik vorgelegt. Sie bezieht sich auf
Tarifbereiche aus 26 Wirtschaftszweigen
und erfaßt 7,1 Mio. Beschäftigte, davon 5,4
Mio. aus den alten und 1,7 Mio. aus den neu-
en Bundesländern. Die wichtigsten Ergeb-
nisse auf einen Blick (Daten auf dem Stand
vom 31.12.1998): 

• Die Grundvergütungen bewegen sich
von 1.465 DM (für eine/n einfache/n
Büroangestellte/n in der Gehaltsgruppe
1 im privaten Transport- und Verkehrs-
gewerbe Sachsen) bis zu 10.654 DM (für
eine/n Regionalbereichsleiter/in mit be-
sonders hohen Führungsanforderungen
bei der Deutschen Bahn AG).
• Die Zahl der Vergütungsgruppen be-
wegt sich in den einzelnen Tarifberei-
chen zwischen 3 und 17, unterhalb der
mittleren Lohngruppe gibt es im Schnitt
4 weitere Vergütungsgruppen.
• In fast allen ausgewerteten Tarifberei-
chen gibt es eine zusätzliche Differen-
zierung innerhalb der Vergütungsgrup-
pen nach Berufserfahrung.
• Die Vergütungen in der mittleren
Gruppe (Einstiegstarif) reichen in den

alten Bundesländern von 2.230 DM bis
4.671 DM, in den neuen Ländern von
1.960 DM bis 3.728 DM. Der absolute
Abstand zwischen der untersten und
obersten Vergütungsgruppe variiert zwi-
schen 358 DM und 8.464 DM.
• Es gibt einige Tarifbereiche mit ausge-
prägten Niedrigeinkommen mit Stun-
denlöhnen zwischen 8 und 19 DM; das
entspricht monatlichen Grundvergü-
tungen zwischen rund 1.500 und 3.000
DM.
• Die Ausbildungsvergütungen betra-
gen je nach Branche und Ausbildungs-
jahr zwischen 653 und 2.120 DM. Sie be-
tragen im 3. Ausbildungsjahr zwischen
31 und 58 % der Einstiegsgruppe für
Facharbeiter/innen und Fachangestell-
te.
Nach Auffassung des WSI belegen diese
Zahlen einmal mehr, daß das deutsche
Tarifsystem sehr viel flexibler und dif-
ferenzierter ist als sein Ruf. Die Not-
wendigkeit für eine weitere Lohnsprei-
zung besteht nicht, schon gar nicht im
unteren Einkommensbereich.* 
* Reinhard Bispinck/WSI-Tarifarchiv,Tarifliche
Lohn- und Gehaltsstrukturen 1998 – Eine Ana-
lyse von Struktur, Differenzierung und Niveau
der Tarifeinkommen in ausgewählten Tarifbe-
reichen, Düsseldorf, Juni 1999, 72 Seiten, 10 DM.
(Aus: Böckler’s Informationsdienst, ww.boeck-
ler.de/)

Bis zum 31. Juli sollen die in der diesjähri-
gen Tarifrunde des öffentlichten Dienstes
vereinbarten Verhandlungen zum Thema
Arbeitszeitgestaltung abgeschlossen sein.
Grundlage dieser Verhandlungen bildet ei-
ne gemeinsame Erklärung, die die wesent-
lichen Eckdaten für einen Abschluß enthält:
die Höchstarbeitszeit darf 48 Stunden im
Durchschnitt von 3 Wochen nicht über-
schreiten; Arbeitsstunden, die über 45
Stunden in der Woche hinausgehen, sind
Überstunden, also zuschlagspflichtig; die
Arbeitnehmer entscheiden, ob sie Über-
stunden, Zeitzuschläge, Bereitschafts-/und
Rufdienste auf ihrem Arbeitszeitkonto in
Zeitguthaben verbuchen und wann sie das
Zeitguthaben abbauen wollen; sie müssen
dabei dienstliche und betriebliche Belange
berücksichtigen.

Inzwischen haben drei Verhandlungs-
runden stattgefunden.Was aufgrund der
gemeinsamen Erklärung so gut wie fer-
tig aussah, birgt erheblichen Streitstoff
in sich. Die öffentlichen Arbeitgeber
weichen mit ihren Forderungen in vielen
Punkten von der gemeinsamen Er-
klärung ab. So fordern sie u.a. eine zu-
schlagfreie Rahmenarbeitszeit; es soll
keine Freiwilligkeit mehr für den ein-
zelnen Arbeitnehmer geben, sondern für

ganze Betriebe/Bereiche soll verbind-
lich festgelegt werden, wie verfahren
wird; die Arbeitgeber wollen nur be-
triebliche Vereinbarungen, die Gewerk-
schaften wollen einen (Rahmen-)Tarif-
vertrag.

Das entscheidende aber ist, daß der
Dienstherr wieder stärker bestimmen
können will, wo's lang geht. Die Be-
schäftigten sollen zur Arbeit antreten,
wann er es verlangt. Sie sollen in die
Freizeit geschickt werden,wann er es für
sinnvoll hält. Woanders nennt man dies
kapazitätsorientierte Arbeitszeit. Zeit-
souveränität würde es dann nicht mehr,
sondern noch weniger als heute geben.

Sinn und Zweck des ganzen ist es, die
Kosten für die Mehrarbeit, für Über-
stundenzuschläge u.ä. zu senken, am be-
sten ganz abzuschaffen. Man woll damit
das Tarifrundenergebnis kompensieren,
hat ein Vertreter der Arbeitgeberseite zu
verstehen gegeben. Die Tarifparteien
treffen sich nochmals am 21./22. Juli.Ei-
ne Einigung ist nicht abzusehen und
wird von den Mitgliedern der Tarifkom-
mission auch nicht erwartet.Sie rechnen
damit,daß Schily & Co.das Thema in die
nächste Einkommensrunde reinziehen
will.

har

Tarifliche Lohnstrukturen 1998 zwischen 1.465 und 10.654 DM 

Niedrige Stundenlöhne ab 8 Mark

Öffentlicher Dienst:

Keine Annäherung beim Thema Arbeitszeit



18 REGIONALES UND GEWERKSCHAFTLICHES • PB 14/99

daß Arbeitszeitverkürzungen auch in Zu-
kunft notwendig sind, um Arbeitslosigkeit
abzubauen. Sie müssen im Flächentarif
auf möglichst breiter Basis vorgenommen
werden.

9. Einkommenseinbußen der Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmer im öffentlichen

Dienst in Mark und Pfennig

Es gibt keinen Grund für Lohnverzicht,
denn im Kampf um die Verteilung des ge-
wachsenen Reichtums hatten Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in den ver-
gangenen Jahren ohnehin das Nachsehen.
Die Tarifabschlüsse im öffentlichen Dienst
lagen in den Jahren 1993 bis 1998 nur in
zwei von sechs Jahren oberhalb der Infla-
tionsrate, brachten also nur in zwei Jahren
einen echten Reallohnzuwachs. In den an-
deren Jahren hatten die Beschäftigten im
öffentlichen Dienst Reallohnverluste. Auf
200 000 Beschäftigte im Berliner Landes-
dienst und in den Krankenhäusern be-
rechnet sich so ein erheblicher Einkom-
mensrückstand (nicht ausgeglichene
Preissteigerung) zugunsten der Landes-
kasse.

10. „Unsichtbare“ Leistungen der Arbeit-

nehmerInnen, die die Arbeitgeber gerne

entgegennehmen

Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer beim Land Berlin und in den Kran-
kenhäusern haben darüber hinaus erheb-
liche „unsichtbare“ Leistungen erbracht:
Personalabbau ohne Aufgabenreduzie-
rung führt zu einer Steigerung der Pro-
duktivität der Dienstleistungen – je höher
der Personalabbau, desto mehr steigt die
Leistung pro Arbeitskraft. Dies haben die
Beschäftigten in Verwaltungen und Ge-
sundheitswesen am eigenen Leib gespürt:
Arbeitsverdichtung und Streß sind ge-
wachsen, zunehmende betriebliche Kon-
flikte und steigende Mißgunst unter Kol-
leginnen und Kollegen waren die Folge. Im
Gesundheitswesen muß die Übergabe zwi-
schen den Schichten nicht selten bereits
außerhalb der bezahlten Arbeitszeit erfol-
gen. Die Belastung in Bereitschaftsdien-
sten liegt oft weit über 50 %, aber weder
wurden Schichtdienste eingerichtet, noch
wird diese Zeit bezahlt. So „schenken“ die
Beschäftigten ihrem Arbeitgeber Arbeits-
zeit ohne Bezahlung in einem Umfang, der
bislang unbekannt ist.

11. Was tun? Gestaltung + Gegenmacht =

Kampagnefähigkeit

Interessenvertretung verlangt heute viel
mehr als früher, daß wir uns in schwieri-
gen Situationen mit Gestaltungsvorschlä-
gen am Krisenmanagement der Politik,der
Leitungen von Verwaltungen und Betrie-
ben beteiligen. Aber unsere Beteiligung
verkommt zur Alibiveranstaltung, unsere
Gestaltungsvorschläge bleiben Papier,
wenn nicht die Gegenmacht einer Ge-
werkschaft hinzukommt. Erst wenn wir
Gestaltung und Gegenmacht zu einem
kampagnefähigen Konzept verbinden,
können wir Beschäftigte überzeugen, breit
mobilisieren und Erfolge erreichen.

12. Betriebl. Gewerkschaftsarbeit stärken

Es ist nicht neu, aber immer wieder aktu-
ell: die gewerkschaftliche Handlungsmög-
lichkeit und Verhandlungsstärke hängt
vom Engagement der Mitglieder in den Be-
trieben ab. Gerade in schwieriger Lage ist
es notwendig, sich um die gewerkschaftli-
che Gegenmacht zu kümmern. Verhand-
lungsstärke erwächst nun einmal nicht aus
Presseerklärungen und Umfragen. Immer
wieder beobachten wir, daß sich Beschäf-
tigte zurückziehen, Betriebsgruppen ihre
Verantwortung an Personalräte abgeben.
Eine betriebliche Politik aber,die sich aus-
schließlich auf Personalräte stützt, läuft
Gefahr, daß die Probleme lediglich durch
die „Personalratsbrille“ wahrgenommen
werden und Handlungsmöglichkeiten jen-
seits des Personalvertretungsgesetzes zu
wenig in den Blick genommen werden. Är-
gerlich wird es schließlich, wenn die
Lücke, die so in der betrieblichen Ge-
werkschaftsarbeit entsteht, von manchen
durch ganz besonders hohe Ansprüche an
„die ÖTV“ gefüllt werden – natürlich ver-
geblich.

13. Betriebliche Arbeit und gewerkschaftl.

Willensbildung zusammenführen

Die Gewerkschaft ÖTV kann dann im In-
teresse der Mitglieder handeln, wenn Lö-
sungsvorschläge von gewerkschaftlichen
Betriebsgruppen aufgenommen, wenn
über die richtige Lösung und den ange-
messenen Weg diskutiert und notfalls ge-
stritten wird. Dies setzt aber voraus, daß
Vorschläge in die gewerkschaftliche Wil-
lensbildung eingebracht werden. Wir er-
warten von allen Mitgliedern, daß sie die-
sen Weg nutzen.Der Bezirksvorstand stellt
fest, daß zum jetzigen Zeitpunkt eine ta-
rifpolitische Debatte über Lohnverzicht
zum Erhalt von Arbeitsplätzen kontrapro-
duktiv ist, und er fordert die Betriebs-
gruppen sowie die ÖTV-Mitglieder in Per-
sonalräten auf, derartige Aktionen sofort
einzustellen bzw. nicht weiter zu unter-
stützen.Der Bezirksvorstand hält es für er-
forderlich, die Verhandlungskommission
der Gewerkschaften des DGB und DAG so-
wie des Hauptpersonalrats zu stärken, um
im Sinne der bisherigen Verhandlungs-
strategien zur Beschäftigungssicherung
fortzufahren,um für alle Beschäftigten des
Landes Berlin eine einheitliche Regelung
zu sichern.Insbesondere erwartet der Be-
zirksvorstand,daß während laufender Ver-
handlungen unabgestimmte Aktionen un-
terbleiben und daß keine Erklärungen ab-
gegeben werden, die den Eindruck er-
wecken, als seien sie im Namen der Ge-
werkschaft ÖTV erfolgt.

14. Mitglieder u.Öffentlichkeit mobilisieren

Wer sich wehrt, gewinnt Kraft, kann Ar-
beitskolleginnen und -kollegen mitreißen
und die Öffentlichkeit für sich gewinnen.
Wer sich regt, kann Arbeitgeber beein-
drucken. Angst läßt sich am besten durch
Solidarität und Gegenmacht bekämpfen.
Gemeinsam sind wir stark, diese alte Er-
kenntnis gilt unverändert in der heutigen
Situation. (beschlossen am 10.5.99)

BDI enttäuscht über die
ausbleibende Nettoentla-

stung der deutschen Unter-
nehmen. HB, Montag, 28.6.99. –

BDI-Präsident H.-O. Henkels Ge-
samtbilanz der steuer- und sozialpo-
litischen Aktivitäten der rot-grünen
Koalition fällt schlecht aus. Dabei
schlagen für ihn die steuerliche
Mehrbelastung der Unter-nehmen
durch das sogenannte Steuerentla-
stungsgesetz sowie die Einführung
der Ökosteuer negativ zu Buche:
„Dies alles sind wirtschaftsfeindli-
che und arbeitsplatzschädliche Ent-
scheidungen gewesen.“ Henkel ap-
pellierte an die Regierung, deutlich
zu machen, daß sie es mit der Unter-
nehmenssteuerreform wirklich ernst
meine. Dazu müsse sie als Signal al-
le Steuersätze im noch bestehenden
Steuersystem zum 1.1.2000 senken.

Industrie klagt über starres Tarifsy-
stem. HB, Dienstag, 29.6.1999.– „Wir
brauchen eine Konkurrenz zu den
Flächentarifverträgen“ forderte
BDI-Präsident Hans-Olaf Henkel.
Gesetzliche Vorschriften, die bislang
die autonomen Verhandlungen zwi-
schen Firmenführung und Betriebs-
rat behinderten, müßten schnellst-
möglich geändert werden. Die Be-
triebe sollten direkt mit ihrer Beleg-
schaft Tarifverträge aushandeln dür-
fen. Der DGB lehnte diese Forderung
postwendend ab. „Tarifautonomie
und tarifvertragliche Inhalte müssen
vor der Konkurrenz paralleler Ver-
einbarungen auf betrieblicher Ebene
geschützt werden, sagte DGB-Tarif-
experte R. Dombre.

„Einfachberufe“ von der Wirtschaft
gefordert. HB, Donnerstag, 1.7. 1999.
– Bundesbildungsministerin Edel-
gard Bulmahn (SPD) kündigte wei-
tere Reformen der Berufsausbildung
an. Nötig seien flexiblere Gestaltun-
gen von Ausbildungsordnungen und
-inhalten. Ein neues Konzept werde
mit Arbeitgeberverbänden und Ge-
werkschaften erarbeitet. Die Mini-
sterin sprach sich zugleich gegen
neue „Einfachberufe“ mit geringe-
ren Qualifikationen aus, wie aus der
Wirtschaft gefordert.

Niedriglohn für Berliner Einzelhan-
del. HB, Freitag/Samstag, 2./3.1999.
– Die Arbeitgeber werten als Erfolg,
daß in Berlin ein Abschluß unter 3 %
gelungen sei. G. Wassmann, Tarifex-
perte der HDE bezeichnete als
Durchbruch die Vereinbarung einer
neuen Niedriglohngruppe, der Ab-
schlag bei den Bruttolöhnen für neue
Mitarbeiter mache 188 DM monat-
lich aus. für Einzelhändler mit maxi-
mal 16 Mitarbeitern gelte die Ge-
haltserhöhung erst ab September.

Presseauswertung: rst

Wirtschafts-

presse
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Der Parteivorstand hat auf
seiner Sitzung am 28.Juni er-

neut das Europawahlergebnis
analysiert. André Brie erklärte

laut Pressedienst „Er halte nichts vom
Weg in die Mitte. Aber wer überhaupt
fünf Prozent erreichen will, sollte auch
im Westen breiteste Schichten anspre-
chen.“ Hoffentlich hat er sich in der Sit-
zung des Vorstandes etwas präziser aus-
gedrückt. Er wird zitiert: „Ein realisti-
sches Herangehen an die Teilnahme bei
Kommunal- und Landtagswahlen for-
derte A. Brie unter erneutem Verweis auf
die unterschiedlichen Wählergruppen
bei diesen und bei Bundeswahlen (siehe
Mainz).

Im Jahre 2002 müsse der Wahlkampf
(noch) proffessioneller ,stärker medien-
orientiert‘ und ,leider auch stärker kom-
merzialisiert‘ werden. Die Partei müsse
Wählerschichten erreichen, die außer-
halb ihrer Kommunikationsmöglichkei-
ten liegen. A. Brie bat den Vorstand, sich
auf finanzielle Konsequenzen einzustel-
len. Die PDS habe (mit Einschränkun-
gen) einen politischen und professionel-
len Wahlkampf geführt und es geschafft,
sich auf zentrale Themen zu konzentrie-
ren. Die elektronische und die Plakat-
werbung sei anerkannt worden, die Kri-
tiken werden sehr ernst genommen. Ins-
gesamt fanden rund 2000 Wahlveran-
staltungen statt, wobei deren Formen zu
überdenken seien – sie müßten originel-
ler, kulturvoller und aktionsorientierter
sein. Die Auflage der gedruckten Mate-
rialien (Wahlzeitung) war zu hoch.“ Kein
Wort zu den vielen und starken Kritiken
an der Wahlzeitung, wie z.B. aus Nieder-
sachsen, wo sich die Mitglieder weiger-
ten,die Wahlzeitung zu verteilen.Die Vor-
schläge von André Brie sind auch nicht
neu. Im Westen wird sich die PDS nur
entwickeln, wenn sie bei Wahlen dort an-
tritt, wo sich die Mitglieder das zutrau-
en, das ist das grundlegende Kriterium.
Und dies machen auch verschiedene
Landesverbände bei den kommenden
Kommunal- und Landtagswahlen.

Der PDS Landesverband Saarland be-
wertet die Wahlergebnisse zu den Kom-
munalwahlen positiv: Zwar ist es nicht
gelungen, kommunale Mandate zu errin-
gen, allerdings können sich die Ergeb-
nisse auf regionaler Ebene sehen lassen.
Der Landesvorsitzende Horak erklärte:
„Das bedeutet, daß die Akzeptanz der
PDS an der Saar weiter gestiegen ist und
gerade bei der jüngeren Wählerschaft
Vorurteile nicht mehr so prägende sind.“
Bemerkenswert ist außerdem die Tatsa-
che, daß die PDS offenbar bei den Kom-
munalwahlen ähnliche, zum Teil bessere
Ergebnisse erzielte als bei den gleichzei-
tig stattfindenden Europawahlen. In
Saarbrücken erhielt die PDS jeweils
1,8%, in Völcklingen bei den Europa-
wahlen 1,7% und bei den Kommunal-
wahlen 2,0%.

Dies muß auch ausschlaggebend dafür
gewesen sein,daß der Landesverband be-
schlossen hat, zu den Landtagswahlen
anzutreten. Der PDS-Bundesvorstand
hat aus bundespolitischer Sicht eine
Kandidatur im Saarland zum jetzigen
Zeitpunkt für nicht ratsam gehalten. Bei
einem Wahlergebnis zwischen 1 bis 2 Pro-
zent würde die PDS auf jeden Fall Wahl-
kampfkostenerstattung erhalten. Auch
nicht einfach schlecht.

„solid“ heißt der neue „PDS-nahe bun-
desweite sozialistische Jugendverband.
Solid (englisch gesprochen) steht für
„demokratisch.sozialistische.linke.“ Die
250 Gründungsmitgieder waren sich
darin einig, daß die PDS mit ihren Ge-
sellschaftsvorstellungen und ihrer Poli-
tik eine erste Partnerin für den Jugend-
verband ist,doch eine „Kampfreserve der
Partei“ wolle und werde man nicht sein.
Der Gründungskongreß verabschiedete
eine Satzung als verbindliches Arbeits-
Regularium. Als höchstes Organ zwi-
schen den bundesweiten Delegierten-
konferenzen wurde ein sechsköpfiger
SprecherInnenrat gewählt.

Die 5%-Klausel bei den Kommunalwah-
len in NRW ist durch das Verfassungsge-
richt Münster abgeschafft worden. Die

Verfassungsrichter sahen die Rechte der
Kläger durch das neue Kommunalwahl-
recht vom 12.5.98 eingeschränkt. Der
Landtag habe „die 5%-Klausel nicht
aufgehoben oder abgemildert“. Die PDS
NRW hatte u.a.gegen die 5%-Klausel ge-
klagt und jetzt den Erfolg: bei den be-
vorstehenden Kommunalwahlen kann
sie in einigen Orten in den Rat einziehen.
Der Landtag wird jetzt zu einer Sonder-
sitzung einberufen, um die 5%-Klausel
aus dem Gesetz zu streichen. Die Sozial-
demokraten, die jahrzehntelang über die
5%-Klausel gewacht haben, behaupten
jetzt dreist, sie können mit dem Urteil le-
ben. Der PDS-Landesvorstand erklärte:
Die Vorstellungen der PDS NRW zur Än-
derung des Kommunalwahlrechts gehen
deutlich über die Abschaffung der Sperr-
klausel hinaus. Die PDS NRW fordert,
den WählerInnen die Möglichkeit zu ge-
ben, ihre Stimmen zu kumulieren und zu
panaschieren,wie in Süddeutschland bei
den Kommunalwahlen üblich. Diese
Möglichkeit würde den Wählerwillen
eindeutiger zum Ausdruck bringen.

Die PDS NRW hat schon vor längerer
Zeit beschlossen, sich in ausgewählten
Städten mit Schwerpunktkandidaturen
an den Kommunalwahlen zu beteiligen.
Der Einzug von KandidatInnen der offe-
nen Listen der PDS in die Räte von Düs-
seldorf, Duisburg, Wuppertal, Herne,
Witten, Stolberg und Heimbach ist bei
Wegfall der Sperrklausel sehr wahr-
scheinlich. Aufgrund der Entscheidung
des Verfassungsgerichts, die Sperrklau-
sel für verfassungswidrig zu erklären,
strebt die PDS in NRW nun auch Kandi-
daturen für die Stadträte in Aachen,
Köln, Neuss, Moers, Essen, Bielefeld und
Münster und für den Kreistag in Unna
an. Auch in diesen Städten scheint ein
Einzug der PDS in die Kommunalparla-
mente jetzt durchaus wahrscheinlich zu
sein.“

Neuere Entwicklungen bezüglich der Be-
teiligung der PDS an den Kommunal-
wahlen Baden-Württemberg: Weitge-
hend abgeschlossen ist die Listenauf-
stellung in Tübingen. Die Kreistagsliste
ist gewählt, für die Kommunalwahlliste
wurde der größere Teil der Kandidatin-
nen und Kandidaten ebenfalls bereits ge-
wählt. In Tübingen wurde von den Betei-
ligten eine interessante Variante des ba-
den-württembergischen Kommunal-
wahlrechts gewählt: der gemeinsame
Wahlvorschlag von einer Partei (PDS)
und einer mitgliedschaftlichen Wähler-
vereinigung (Tübinger Linke, TÜL e.V.).
Damit kann an die bisherige linke Ver-
tretung im Gemeinderat durch Gerhard
Bialas (DKP), der für die TÜL gewählt
worden war, angeknüpft werden und zu-
gleich die Perspektive einer PDS-Kandi-
datur aufgemacht werden.

In Konstanz will die PDS wohl auch
kandidieren, ebenfalls in Karlsruhe, wo
es nach bisherigen Informationen wohl
zu einer inhaltlich begründeten Eini-
gung zwischen den zwei verschiedenen
Basisorganisationen kommen wird. In
Karlsruhe lag das Europawahlergebnis
bei 2,1%,so daß die Chancen für ein Man-
dat im Gemeinderat vorhanden sind.

Der PDS-Pressedienst Nr. 26/99 veröf-
fentlichte „Fragen für die programmati-
sche Debatte der PDS“ Die Fragen wur-
den von der Programm-Kommission aus-
gearbeitet. In dem Vorwort heißt es: „Das
vorliegende Papier soll den Umfang der
programmatischen Debatte bestimmen –
nicht den Umfang von Programmände-
rungen. Nach einhelliger Auffassung in
der Kommission muß die Feststellung des
Parteitages Richtschnur sein,wonach die
Antwort auf die ,Frage, ob das geltende
Parteiprogramm … überarbeitet oder
insgesamt neu formuliert werden soll, …
nicht vorweg genommen werden (darf),
sondern … konsensorientiert erarbeitet
werden (muß).“
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Am 17. Juni hat der PKK-Vorsitzende
Öcalan auf Imrali seine abschließende
Erklärung zu den Vorwürfen der Ankla-
ge abgegeben. Am 29. Juni verkündete
das türkische Gericht dann wie erwartet
die Todesstrafe gegen den PKK-Vorsit-
zenden. Gegen das Urteil ist nun Revisi-
on zulässig, aber wenig aussichtsreich.
Dann geht der Fall vor das türkische Par-
lament. Auch wenn derzeit in der türki-
schen Presse Versuche zu beobachten
sind, eine etwas ruhigere Debatte über
das weitere Vorgehen in der kurdischen
Frage anzufangen, dürfte das türkische
Parlament das Todesurteil am Ende ver-
mutlich bestätigen. Die Verteidigung
Öcalans hat angekündigt, daß sie sich
dann an den Europäischen Gerichtshof
für Menschenrechte wenden wird.
Staatspräsident Demirel hat erklärt, die
Türkei werde dessen abschließendes Ur-
teil einhalten.

Damit zeichnet sich ein Szenario ab,
bei dem der PKK-Vorsitzende eingeker-
kert, aber vielleicht (wenn es nicht zu
Giftmord, „plötzlichem Herzversagen“
oder ähnlichem kommt) am Leben bleibt
– eine Geisel des türkischen Staates.Wel-
che Folgen das für eine politische, demo-
kratische Lösung der kurdischen Frage
haben wird,darüber kann im Augenblick
nur spekuliert werden.

Kritik, Irritationen, Diskussionsbedarf

In der Öffentlichkeit haben die Erklärun-
gen und das Verhalten des PKK-Vorsit-
zenden im Prozeß zu zahlreichen Fragen
und auch Irritationen geführt.Wobei die-
se Fragen und Irritationen zum Teil Er-
gebnis massiver Pressehetze sind. So
ziemlich alle Organe und Leute,die schon
immer dem kurdischen Befreiungskampf
boshaft bis feindlich gegenüberstanden,
haben den Prozeß zu ihrer üblichen het-
zerischen Berichterstattung genutzt.

Aber auch aus dem näheren Umfeld
der PKK kommen kritische Töne. Eben-
so aus dem Kreis der Verteidigung des
PKK-Vorsitzenden – wenngleich hier
zum Teil von Leuten, die schon immer ei-
ne andere Politik als die PKK verfolgt ha-
ben. Direkt ärgerlich wird diese Kritik,
wenn der bereits früh aus der Verteidi-
gung Öcalans ausgeschiedene Anwalt
Ahmet Zeki Okcuoglu, schon lange ein
Gegner des bewaffneten Kampf der PKK,
nun dem PKK-Vorsitzenden in Intervie-
ws vorwirft, er dürfe nicht mit dem tür-
kischen Staat um eine politische Lösung
verhandeln.Was sollte Öcalan denn sonst
machen? Zur Fortsetzung des bewaffne-
ten Kampfes aufrufen und sich helden-
haft hinrichten lassen?

Ganz offensichtlich hat der PKK-Vor-

sitzende bis zum Schluß des Prozesses auf
Imrali versucht,diesen als eine Bühne zur
Einleitung eines politischen Dialogs mit
dem Regime zu nutzen.Man mag über die
Aussichten einer solchen Prozeßführung
streiten – aber der Versuch, einen bewaff-
neten Konflikt in einen politischen Dia-
log umzuwandeln, ist richtig und nicht zu
kritisieren.

Auch die Vorwürfe des PSK-Vorsit-
zenden Kemal Burkay,der kritisierte,wie
der PKK-Vorsitzende den Angehörigen
der gefallenen türkischen Soldaten seine
Achtung erwies, sind zumindest merk-
würdig.Die PSK hat nicht den geringsten
Anteil am bewaffneten Widerstand in
Kurdistan gehabt. Schon allein deshalb
ist es zumindest merkwürdig, dem PKK-
Vorsitzenden, dessen Partei 15 Jahre lang
den Guerillakrieg organisierte, aus si-
cherem schwedischen Asyl Benimmre-
geln vorzuschreiben.Außerdem: Was hät-
te der PKK-Vorsitzende denn sonst ma-
chen sollen? Die Gefallenen der Gegen-
seite ignorieren, ihre Angehörigen
womöglich noch verhöhnen? Die PKK
hat ihren bewaffneten Kampf immer mit
einer Notwehrsituation begründet. Sie
griff zur Gewalt nicht aus Freude an der
Gewalt,sondern weil der kurdischen Sei-
te alle legalen, friedlichen Mittel für
ihren Kampf verschlossen waren. Die
Achtung vor den Gefallenen der Gegen-
seite gehört zu den einfachsten Kriegsre-
geln, auf deren Einhaltung die PKK zu
Recht immer gedrängt hat.

Andere Kritiken sind nicht so leicht
abzutun. So ist der Vorwurf zu hören, der
PKK-Vorsitzende sei zu weich, zu frie-
densbereit aufgetreten. Er hätte den tür-
kischen Staat schroffer anklagen müs-
sen, da er ohnehin keine Aussicht habe,
in einem Gerichtsverfahren politisches
Nachdenken auf der Gegenseite anzu-
stoßen. Dieser Vorwurf geht davon aus,
daß die kurdische Bewegung durch die
Verhaftung Öcalans und die Verluste der
Guerilla in letzter Zeit stark geschwächt
ist und politisch vom türkischen Staat
zur Zeit nichts zu erwarten hat außer Ka-
pitulationsaufforderungen. Das türki-
sche Regime fühle sich als Sieger über
den kurdischen Aufstand und handele
auch so. Ob diese Lagebeurteilung
stimmt, ist aber zumindest zweifelhaft
und wird sich erst in den nächsten Mo-
naten zeigen.Warum hebt die Türkei den
Ausnahmezustand in den kurdischen Ge-
bieten noch immer nicht auf? Warum de-
mobilisiert sie ihre Armee nicht? Warum
schafft sie die Dorfschützer nicht ab? Es
kann durchaus sein, daß die Türkei in
Wirklichkeit deutlich schwächer ist, als
dies in der oberflächlichen Berichter-

stattung im Westen dargestellt wird.
Dann gibt es den Vorwurf, die Forde-

rung des PKK-Vorsitzenden nach Aner-
kennung der kurdischen Kultur und
Sprache sei eine Reduzierung aller bis-
herigen kurdischen Forderungen. Wieso
Reduzierung? Wenn der türkische Staat
anerkennt, daß eine türkische und eine
kurdische Nation auf seinem Staatsge-
biet leben – ist das nicht das Ende des Ke-
malismus? Führt das nicht zu einem völ-
lig anderen Staat auf dem Boden der Tür-
kei?

Trotzdem: es gibt Diskussionsbedarf.
Fragen zur Geschichte und zur weiteren
Politik der PKK bestanden zum Teil
schon während des Aufenthalts des PKK-
Vorsitzenden in Rom und müssen irgend-
wann in der nächsten Zeit aufgeklärt
werden.

Zumal sich der PKK-Vorsitzende auch
ausführlich zur Geschichte der PKK, zu
ihren inneren Kämpfen usw.geäußert hat
und von der Aufgabe einer allgemeinen
Überprüfung auch des PKK-Programms
gesprochen hat.

Sicher, wenn der türkische Staat sich
zu Schritten zu einer politischen Lösung
aufrafft, würde sich vieles ändern. Die
türkische Republik würde eine völlig an-
dere Republik. Ganz sicher müßte dann
auch die PKK sich auf einen legalen
Kampf und andere Kampfbedingungen
umstellen und insofern auch ihr Pro-
gramm ändern.

Aber wenn der türkische Staat keinen
Schritt zu einer politischen Lösung
macht? Wenn er auf dem Todesurteil be-
steht und weiter versucht,gemeinsam mit
den USA, der PUK und der KDP die
PKK-Guerilla und die Parteiführung im
Mittleren Osten einzukreisen und mög-
lichst militärisch zu vernichten? Wie soll
dann die Politik der PKK weitergehen?
In Kurdistan selbst? In Europa? In den
türkischen Metropolen? In den Gefäng-
nissen? Für welche nächsten politischen
Ziele will die PKK dann künftig wie
kämpfen? Viele Fragen, die einer ruhigen
Diskussion bedürfen.

Schlußerklärung Öcalans – 
eine Skizze
Die „Internationale Initiative ‚Freiheit
für Abdullah Öcalan – Frieden in Kurdi-
stan‘„ hat angekündigt,die derzeit nur in
englisch übersetzte Schlußerklärung
Öcalans auf Imrali in den nächsten Tagen
auch in deutscher Fassung veröffentli-
chen zu wollen, evtl. mit weiteren Pro-
zeßdokumenten.Das wird hoffentlich er-
lauben, die eine oder andere der durch

Die Abschlußerklärung des PKK-Vorsitzenden Öcalan am 17. Juni auf Imrali

Versuch einer knappen Beschreibung
und Vorbemerkung
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den Prozeß und z.T. schon in seinem Vor-
feld aufgeworfenen Fragen besser und
gründlicher zu erörtern.

Hier vorläufig nur der Versuch einer
Skizzierung und auszugsweisen Wieder-
gabe der Schlußerklärung des PKK-Vor-
sitzenden – mit allen damit verbundenen
Risiken einer möglicherweise etwas
schiefen Darstellung.

Kein Terror, sondern legitimer 
kurdischer Aufstand
Die Erklärung gliedert sich in 7 Teile. In
der Einleitung betont der PKK-Vorsit-
zende, es sei „absolut notwendig, die hi-
storischen und sozialen Bedingungen,
aus denen der Aufstand unter der
Führung der PKK“ sich entwickelt habe,
zu „untersuchen“. Es sei unmöglich, die-
sen Vorgang auf „Terror“ zu reduzieren.
Eine solche Reduktion führe auch zu
falschen Schlußfolgerungen und werde
„das Dilemma vertiefen“. „Es wäre auch
ungenügend, dies vom Standpunkt des
gegebenen gesetzlichen Systems her zu
behandeln,ganz zu schweigen ausgehend
von einzelnen Gesetzen.“ (Die Staatsan-
waltschaft basiert ihre Anklage weitge-
hend auf den Vorwurf des Verstoßes gegen
Artikel 125 des Türkischen Strafgesetz-
buches, d. Red.)

Der „kurdische Aufstand“ unter
Führung der PKK sei eine „soziale Ex-
plosion“; der die Struktur der Türkei
schon jetzt „vehement“ erschüttert habe.

Schon die Militärputsche vom 12.
März 1970 und vom 12. September 1980
hätten deutlich gemacht, daß die Türkei
der 70er Jahre mit einer Serie von schwe-
ren sozialen Konflikten konfrontiert ge-
wesen sei. „Dies führte zu einigen
schwerwiegenden gesetzlichen Ein-
schränkungen bis hin zur Abschaffung
der Verfassung des Militärputsches vom
27. Mai 1960 mit ihrem relativ demokra-
tischen Charakter und zur Installation
der Verfassung von 1982 mit ihrem
großenteils antidemokratischen Charak-
ter.“

„Die PKK wurde geboren als eine ille-

gale Bewegung jener Zeit und entwickel-
te sich zu einer Bewegung, die in ihrer
Analyse, in ihrer Propaganda und in
ihren Aktionen in der sozialen Realität
der Kurden verankert war. Ihre Entste-
hung war legitim, wenn nicht sogar legal.
Die Legitimität eines Aufstandes gegen
das System der extensiven Repression,ei-
ner Repression, die bis zum „Sprachver-
bot“ der 1982er Verfassung ging, sollte
beachtet werden, wenn über diese Sache
als eine illegale Bewegung gesprochen
wird. Man darf die tiefe historische
Furcht und die Rückständigkeit der kur-
dischen Gesellschaft, die Scham, sogar
den eigenen Namen auszusprechen,nicht
vergessen. Es sollte deshalb nicht über-
raschen, daß ein solcher Aufstand sich
unter den anarchischen Verhältnissen je-
ner Ära und ihrer schwerwiegend re-
striktiven gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen jener Zeit entwickelte.“ Die PKK
sei einerseits konfrontiert gewesen mit
den nur auf Unterdrückung gerichteten
Diskussionen zur kurdischen Frage in
Ankara. Zweitens habe man von der
„kurdischen Bewegung“ und deren Poli-
tik im Nordirak gelernt und sich von ih-
rer feudalistischen, tribalistischen Poli-
tik von vornherein abgegrenzt. Langsam
habe die PKK sich von einem Faktor, der
von diesen beiden Polen aus beeinflußt
wurde, entwickelt zu einem Faktor, der
seinerseits beide Faktoren beeinflusse.
„Es ist offensichtlich, daß ihre Parolen
und Aktivitäten von diesen beiden Ele-
menten der Gewalt beeinflußt waren.“ Es
sei ebenfalls wahr, daß die PKK versucht
habe, zu einer Kontinuität der militäri-
schen Aktivitäten zu gelangen.Aber es sei
eine Übertreibung, die zu irrigen Schlüs-
sen führe, wenn die PKK als die einzige
Quelle und der einzige Verantwortliche
für alle Gewalt dargestellt werde. Zu-
dem: „In allen Konfliktsituationen in der
Welt kann ihre Anwendung außer Kon-
trolle geraten und Mitglieder solcher Or-
ganisationen, die darin verwickelt sind,
können zu ungesetzlichen Handlungen
greifen.“ Dies sage er nicht, um sich rein-
zuwaschen, aber solche Faktoren sollten

beachtet werden. Die PKK fordere in
ihrem Programm und in ihren Parolen ei-
nen unabhängigen Staat, und dies mache
sie verantwortlich, „aber die Realität des
Lebens ist wichtiger als jedes Programm
und lehrt uns, was realistisch ist“. Er ma-
che diese, wie er finde, wichtige Bemer-
kungen auch, weil er nicht für alles und
jedes in der PKK verantwortlich gemacht
werden dürfe.

Er akzeptiere seine „herausragende
individuelle Verantwortlichkeit für die
Ideologie, die Organisation und ihre Ak-
tivitäten“, aber sein „Widerstand gegen
jede Form der Gewalt,soweit sie nicht der
legitimen Selbstverteidigung dient“,
könne nicht bestritten werden. Es falle
ihm nicht schwer, dies notfalls auch
durch schriftliche Dokumente zu unter-
streichen.

Transformation nötig
Nach dieser Einleitung folgt das Kapitel
unter der Überschrift „Die Transforma-
tion der PKK ist kein Dilemma, sondern
eine Notwendigkeit“.

Der Kollaps des sowjetischen Systems
am Ende der 90er Jahre sei für demokra-
tische Umgestaltungen mindestens so
wichtig wie die Französische Revolution
200 Jahre zuvor. „Dies hat wirklich den
Weg freigemacht für demokratische Um-
gestaltungen in vielen Ländern der Welt,
insbesondere im Ostblock.“ Ebenso wie
die sowjetische Oktoberrevolution der
wichtigste äußere Faktor für die natio-
nale Befreiung der Türkei gewesen sei, so
habe nun dieser Kollaps zutiefst positive
Bedingungen geschaffen für die Türkei
und die anderen turkmenischen Republi-
ken,um sich von ihrer Situation während
des Kalten Krieges zu emanzipieren, ei-
nem Status, der Demokratisierung ver-
hindert habe.

Das Programm und die Praxis der
PKK habe früher viele Zeichen „des dog-
matischen und ideologischen Herange-
hens der radikalen Jugendbewegung je-
ner Jahre“ getragen, beides sei nun einer
„unvermeidlichen Transformation“ aus-
gesetzt, ebenso wie viele andere Dinge in
der Welt. „Die PKK muß diese Entwick-
lungen ertragen wegen ihrer Beteiligung
an einem intensiven bewaffneten Kon-
flikt“. Die Notwendigkeit einer solchen
Transformation könne nicht geleugnet
werden. Dies gelte auch für das Pro-
gramm der PKK. „Die programmatische
Formulierung (des Ziels) eines separaten
(kurdischen) Staates oder einer ähnli-
chen Struktur hat sich als unrealistisch
und unnötig herausgestellt.“ „Unabhän-
gigkeit und Freiheit können außeror-
dentlich progressiv, außerordentlich
praktisch und sehr sinnvoll innerhalb der
Grenzen der Türkei erreicht werden.Dies
ist keine engstirnige Taktik. Dies ist eine
reife Sichtweise, die ich aus den Lehren
des bisherigen Lebens gezogen habe.“
Sein Ziel sei schon länger eine „Demo-
kratisierung der Türkischen Republik“,
und dies habe er auch schon in mehreren

3. Juli: 1800 Kurdinnen und Kurden demonstrieren in Stuttgart für eine friedliche Lö-

sung in Kurdistan. Auch in anderen Städten finden Aktionen statt.
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Reden vor seiner Verhaftung deutlich ge-
macht.

Dies stehe auch nicht im Widerspruch
zu seinen Erklärungen während seiner
Anwesenheit in Europa vor seiner Ver-
haftung, als er von dieser Reise als dem
Versuch (der Kurden) sprach, nun zu ei-
nem Staat zu werden. Schließlich habe
sich in Nordirak eine solche staatliche
„politische Formation“ herausgebildet.
„Eine ähnliche Entwicklung ist unbe-
streitbar die lokale politische Macht, die
die HADEP bekommen hat durch den
Gewinn einer Autorität in den Kreisver-
waltungen und Gemeinden von über 40
Wahlbezirken. Dies bedeutet ohne Zwei-
fel einen demokratischen Prozeß der
Staatswerdung in dem Sinne, daß es eine
Einheit des politischen Willens auf Basis
einer demokratischen Republik“ gebe.
„Zum ersten Mal hat sich solche ein ein-
heitlicher politischer Wille in der kurdi-
schen Gesellschaft herausgebildet, um
Teil der öffentlichen Gewalt in einer uni-
tarischen (einheitlichen) Republik zu
werden.“ Das Ziel sei nun nicht mehr ein
„enger Separatismus“. Vielmehr gehe es
der kurdischen Bewegung und auch ihm
nunmehr darum, „einen Platz zu beset-
zen in den staatlichen Strukturen und ein
Teil der politischen Macht zu werden auf
der Basis demokratischer Beteiligung in-
nerhalb der Einheit der Türkei.“ Dies sei
„eine historische Entwicklung par excel-
lence.“ 

Gegen eine terroristische Kriegs-
führung
Das nächste Kapitel ist überschrieben
mit: „Es ist wahr, daß ich einen inner-
parteilichen Kampf geführt habe um das
Verständnis der PKK von Organisation
und Aktivitäten.“ 

Hier geht der PKK-Vorsitzende auf die
inneren Linienkämpfe der PKK in den
letzten Jahren ein. Er und andere hätten
in den vergangenen Jahren, vor allem seit
1997, einen schweren Kampf gegen eine
Ausweitung des Krieges und eine terro-
ristische Kampfführung führen müssen.
Dieser Kampf sei innerparteilich zum
Teil dargestellt worden als ein Kampf
zwischen Intellektuellen und Bauern um
die Führung in der Partei – wobei die Ver-
treter der angeblichen „Pro-Intellektuel-
len-Linie“ für eine Ausweitung des Krie-
ges und eine größere Brutalität der
Kriegsführung eingetreten seien.Ihr Sieg
hätte die Substanz der PKK zerstört. Er
spricht sogar von einer Art „Viererban-
de“, gegen die er und andere den Kampf
geführt hätten. Das ist im Grunde nichts
neues: Es ging, wie weithin bekannt, um
die Frage, ob der bewaffnete Kampf der
kurdischen Seite in die türkischen Städ-
te getragen werden sollte – mit allen da-
mit verbundenen Folgen: Selbstmordat-
tentate, weniger Rücksicht auf Zivilisten
etc.Dieser innere Kampf in der Partei en-
dete vor gar nicht so langer Zeit unter an-
derem mit der Proklamation eines neuen
Waffenstillstandes und dem kurz darauf

folgenden Ausschluß von Semdin Sakik,
der schon 1993 einer der Verantwortli-
chen für den damaligen Bruch des Waf-
fenstillstands gewesen war und für eine
Ausweitung des Krieges in die Städte ein-
getreten war.

Öcalan verweist in diesem Zusam-
menhang auch auf den Susurluk-Bericht,
der dokumentiert habe, welche Morde
und Verbrechen während dieser Ausein-
andersetzung in der PKK von seiten des
türkischen Staates begangen worden
sind. Der Bericht selbst spreche von
18.000 Morden durch türkische Todes-
schwadrone. Das soll vermutlich auch
zeigen, wie schwer es für die PKK gewe-
sen ist, trotz solcher Verbrechen des tür-
kischen Staatsapparates ihre eigene
Kriegsführung zu mäßigen. Der PKK-
Vorsitzende verweist dabei auch darauf,
daß es in Bosnien, im Kosovo, in Palästi-
na und in Irland während der bewaffne-
ten Auseinandersetzungen ganz andere
Grausamkeiten gegeben habe, als sie der
PKK je vorgeworfen worden sind.

Zu verhindern, daß der von der PKK
geführte bewaffnete Befreiungskampf
gegen den türkischen Staat in einen Kon-
flikt der kurdischen Bevölkerung gegen
die türkische Bevölkerung umschlägt,
scheint ein wesentliches Motiv seiner Po-
litik in letzter Zeit gewesen zu sein.

Öcalan: Die Türkei kann den Krieg
gegen die Kurden nicht gewinnen
Im folgenden Abschnitt „Zwei Wege und
zwei historische Ergebnisse der Bezie-
hungen zwischen der Türkei und den
Kurden und der kurdische Aufstand“ for-
dert der PKK-Vorsitzende von der türki-
schen Seite ein „wissenschaftlich-demo-
kratisches Herangehen“ an die kurdische
Frage. Diese Frage sei kein Kriminalpro-
blem.Die Türkei sei in der Sackgasse,was
die kurdische Frage angeht. Sie zahle
enorm.Wirtschaftlich habe sich eine Ren-
tiers-Ökonomie entwickelt, eine soziale
Spaltung der Arbeit habe sich verfestigt,
eine gewaltige soziale Degeneration sei
die Folge des anhaltenden Krieges. Die
kurdische Frage sei ein Schlüsselproblem
der Türkei. Wenn sie versuche, die PKK
mit dem Strafrecht zu beurteilen, werde
sie scheitern.

„Auf einer Fortsetzung des Dilemmas
und des bewaffneten Konflikts zu beste-
hen, bedeutet, das kommende Jahrhun-
dert zu verlieren“, prognostiziert er der
Türkei.

Er beschreibt dann die starken kurdi-
schen Positionen. In Kurdistan selbst sei
die Guerilla erheblich stärker, als in der
Öffentlichkeit dargestellt. Auch in den
benachbarten Staaten Iran, Irak und Sy-
rien,mit denen die Türkei ohnehin wegen
der Wasserfrage im Konflikt liege, sei die
kurdische Bewegung stark und kampf-
bereit. Ebenso in Griechenland und an-
deren europäischen Staaten, die alle eine
Schwächung der Türkei wünschen. Die
Beziehungen zwischen den Kurden und
Israel würden sich ebenfalls deutlich ver-

bessern, sobald Israel Frieden mit seinen
arabischen Nachbarn schließe. All dies
soll das türkische Regime warnen,daß die
kurdische Bewegung im In- und Ausland
immer noch sehr stark ist und noch lan-
ge den Kampf fortsetzen kann, keines-
wegs geschlagen ist.

Bei einer Fortsetzung des Kriegskur-
ses gegen die kurdische Bewegung drohe
der Türkei eine Lage, wie sie lange im Li-
banon, in Jugoslawien und im Irak ge-
herrscht habe bzw. noch immer herrsche.
Außerdem werde die Türkei bei einer
Fortsetzung des Krieges nicht in die EU
aufgenommen. Sie werde vielmehr noch
mehr Schulden machen, noch mehr vom
Ausland abhängig sein,ihre inneren wirt-
schaftlichen, Erziehungs- und sozialen
Probleme würden sich weiter vertiefen.

„Eine demokratische Lösung des Pro-
blems ist eine gewonnene Zukunft für die
Türkei“, heißt es dann.

Wer Kriege beginnt, muß sie auch
beenden können
Kriege, Aufstände seien immer durch so-
ziale Probleme hervorgerufen. Wenn
kriegführende Parteien nicht auf die mo-
ralischen und politischen Notwendigkei-
ten achteten, seien Degeneration der Ge-
walt und selbst Massaker die Folge. Die
PKK sei von Anfang an eine Bewegung
mit demokratischen und kulturellen Zie-
len gewesen, ein Aufstand gegen die Ver-
weigerung jeder legaler Strukturen und
gegen das herrschende Klima der Re-
pression gegen alles Kurdische. Auch
wenn dieser Aufstand und die PKK ille-
gal gewesen seien, habe sie immer ihre
moralische und politische Legitimität
gehabt.

Öcalan malt dann aus, welche Vorteile
die Türkei von einer demokratischen Lö-
sung der kurdischen Frage haben könne
– wirtschaftliche und politische Stär-
kung statt Niedergang. Gemeinsam mit
den Kurden, „ein Volk, das hungert nach
Demokratie im Mittleren Osten“, könne
die Türkei eine „große Einheit“ darstel-
len. Das kurdische Volk zu gewinnen
heiße, den Mittleren Osten zu gewinnen.
Sein Ziel sei eine demokratische und kul-
turelle Identität für das kurdische Volk,
freie Staatsbürgerschaft und eine demo-
kratische Einheit. Die Verfassung müsse
die Existenz von zwei Nationen, zwei
Sprachen, zwei Kulturen anerkennen.
Ein nach einer solchen Lösung mögliches
schnelleres wirtschaftliches Wachstum
erlaube auch eine schnellere Auflösung
und Überwindung von feudalen sozialen
Strukturen. Mitgliedschaft der Türkei in
der EU werde so ebenso möglich wie ein
wachsender Einfluß auf dem Balkan, im
Kaukasus, in Zentralasien. Der Prozeß
auf Imrali könne so ein historischer An-
fangspunkt sein. Sein Ziel sei es, einer
solchen demokratischen Republik Türkei
zu dienen. rül

(Zuerst veröffentlicht im „Kurdistan-Rundbrief“
Nr. 13/99, überarbeitet)
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Erste Reaktionen auf
das Todesurteil
Erklärung der Europazentrale der Nationa-
len Befreiungsfront Kurdistans ERNK an-
läßlich der Urteilsverkündung gegen den
Vorsitzenden der Arbeiterpartei Kurdistans
PKK, Abdullah Öcalan

Heute wurde die Imrali-Tragödie, die als
„Verfahren des Jahrhunderts“ bezeich-
net wird und wohl als das unfairste Ver-
fahren in die Geschichte eingehen wird,
beendet.Wie bereits erwartet, wurde ge-
genüber unserem Vorsitzenden die To-
desstrafe verhängt.

Die PKK hat dieses Verfahren von An-
fang an als nicht rechtmäßig angesehen.
So erkennen wir selbstverständlich auch
das Urteil nicht an und möchten unser
tiefstes Bedauern und unseren Protest
zum Ausdruck bringen.Es entbehrt jeder
gesetzlichen Grundlage und wider-
spricht auch jeder menschlichen Ethik,
daß eine Kriegspartei die andere in die-
ser Weise völlig einseitig verurteilt. Des-
halb sehen wir als das kurdische Volk die-
ses Urteil als einen gegen unsere Nation
und unsere Würde gerichteten faschisti-
schen und nationalistischen Angriff und
verurteilen es aufs schärfste.

Die Kurden sind in dieser Auseinan-
dersetzung nicht die Angeklagten, son-
dern die eigentlichen Betroffenen. Aus
diesem Grund ist dieses Urteil völlig un-
gerechtfertigt.Wir haben keinen Augen-
blick daran gezweifelt, daß der Prozeß
gegen unseren Vorsitzenden mit einem
Freispruch enden muß, denn der Kampf
des kurdischen Volkes und der PKK ist
eine legitime Verteidigung gegen die Ver-
nichtungspolitik gegenüber dem kurdi-
schen Volk. Eine andere Alternative hat
das kurdische Volk nie gehabt.

Mit diesem Urteil hat die türkische
Seite die Aufrufe der kurdischen Seite zu
einer friedlichen Beilegung des Krieges
und einer Beendigung des Blutver-
gießens ignoriert. Sie hat eine historisch
wichtige Gelegenheit für eine demokra-
tische Lösung des Kurdenproblems
leichtfertig verworfen und damit sowohl
dem türkischen als auch dem kurdischen
Volk gegenüber verantwortungslos ge-
handelt.

Dieses Urteil wird in der Türkei und
auch im ganzen Mittleren Osten einen
neuen gefährlichen Weg der Konflikte
und des Rückschritts ebnen. Der türki-
sche Staat hat immer noch die letzte
Möglichkeit, dies zu verhindern.

Unser Vorsitzender hat unter den un-
möglichsten Umständen versucht, als ei-
ne Notwendigkeit und verantwortungs-
vollen Handelns dem kurdischen und
türkischen Volk gegenüber, während des
Verfahrens Lösungsvorschläge in einem
demokratischen Rahmen darzulegen

und zu einem Dialog aufzurufen. Er hat
alles Menschenmögliche für das Zustan-
dekommen eines endgültigen Friedens
getan.Trotz des aggressiven und aufhet-
zerischen Verhaltens von türkischer Sei-
te hat unser Vorsitzender versucht, Ruhe
zu bewahren und sich nicht von diesem
provokativen Verhalten beeinflussen zu
lassen. Sein Verhalten und seine Reden
hat er trotzdem in einem friedlichen Rah-
men gestaltet.

Wir können dieses Gericht als solches
nicht anerkennen, und daher haben wir
dieses Verfahren als eine Möglichkeit an-
gesehen, mit der türkischen Seite in Dia-
log zu treten, und unser Vorsitzender ist
in diesem Sinne unser Vertreter gewesen.
Die Gerichtsverhandlungen waren für
uns nichts anderes als politische Zusam-
menkünfte beider Seiten. Mit dem Urteil
ist nun offensichtlich, daß diese Zusam-
menkünfte negativ ausgegangen sind.
Von diesem Zeitpunkt an ist unser Vor-
sitzender eine Geisel in den Händen des
türkischen Staates.

Diesen Angriff können wir nicht still-
schweigend über uns ergehen lassen.
Nach soviel Opferbereitschaft und Zu-
vorkommen der kurdischen Seite ist ein
solch ungerechtes und gesetzwidriges
Urteil nicht ohne weiteres annehmbar.
Wir werden auf diese neue Entwicklung
auf jeden Fall anders reagieren, als wir
es bis zur Bekanntgabe des Urteils getan
haben. Es ist eine völlig andere und neue
Situation. Unsere Partei wird nun diese
neue Entwicklung nach allen Seiten be-
leuchten und diskutieren und letztend-
lich ihre Strategie und Vorgehensweise
binnen kürzester Zeit in die Tat umset-
zen. ERNK, 29.6.99

Zu dem heute verkündeten Todesurteil ge-
gen den PKK-Vorsitzenden Öcalan erklärt
die innenpolitische Sprecherin der PDS-
Bundestagsfraktion, Ulla Jelpke:

Das Todesurteil gegen den PKK-Vorsit-
zenden Öcalan ist ein Schlag ins Gesicht

des kurdischen, Volkes. Die Zurückwei-
sung der kurdischen Friedensbereit-
schaft durch die Herrschenden in Anka-
ra geht dabei bis ins Symbolische: An
exakt dem gleichen Tag,am 29.Juni 1925,
wurde vor 74 Jahren Scheich Sait, der
Führer eines der größten kurdischen
Aufstände zwischen dem ersten und dem
zweiten Weltkrieg, in der kurdischen
Stadt Diyarbakir im Südosten der Tür-
kei vor einer Moschee öffentlich aufge-
hängt.

Das Urteil bedeutet auch einen schwe-
ren Rückschlag für alle Bemühungen um
eine poIitische und demokratische Lö-
sung der kurdischen Frage. Die angebli-
che Bereitschaft der Regierung und der
Militärs in Ankara zu einer Demokrati-
sierung hat sich wieder einmal als leeres
Gerede herausgestellt.

Die Verteidigung Öcalans hat ange-
kündigt, sie werde ihren Widerstand ge-
gen das Todesurteil bis zum Europäi-
schen Gerichtshof für Menschenrechte
tragen. Das verdient unser aller Unter-
stützung. Die jüngste Erklärung von Ge-
neral Feridun Öztürk,Versuche, das Le-
ben Öcalans zu retten, würden vergeb-
lich sein, läßt aber befürchten, daß die
Militärs den Kurdenführer so oder so
umbringen wollen.

Die deutsche und europäische Politik
hat über Jahrzehnte eine Politik in An-
kara unterstützt, die die berechtigten
Anliegen des kurdischen Volkes ignoriert
oder brutal unterdrückt hat.Was muß ei-
gentlich noch geschehen, bis das PKK-
Verbot aufgehoben, die Waffenlieferun-
gen und die Polizei- und Militärzusam-
menarbeit mit Ankara gestoppt, die Ab-
schiebungen kurdischer Flüchtlinge auf-
hören und ernsthafte Schritte zu einer
demokratischen Lösung der kurdischen
Frage unternommen werden?

Die kurdische Bevölkerung in der Tür-
kei wie im europäischen Exil verdient in
dieser schweren Stunde keine Demon-
stration polizeilicher Macht, sondern die
Solidarität aller demokratischen Kräfte
in Europa. Ulla Jelpke, 29.6.99

Rund tausend demonstrierten am 3. Juli in Hannover für die Freulassung von Ab-

dullah Öcalan.



12. bis 15. August 1999

Linke Sommerschule 1999
ArGe Konkrete Demokratie –
Soziale Befreiung
in und bei der PDS

Die Linke Schule findet seit 1992 zweimal jährlich in drei Kursen statt.

AG Wirtschaft
In der AG Wirtschaft wollen wir in diesem Sommer die Auseinandersetzung
mit der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung beginnen. Zur Einleitung
wollen wir uns anhand klassischer Texte auseinandersetzen mit folgenden
Themen:

I  Wirtschaftssubjekte, Wirtschaftsgesinnung, Wirtschafts-
methode (Donnerstag, Freitag)

• Der Staat als Wirtschaftschaftssubjekt, Geschichte der Steuer • Der Staat
als Ordnungsmacht (Extrem Militär) und seine Finanzierung
• Der Staat als Vorsorgeeinrichtung (Extrem Kommunen) und seine Finan-
zierung • Die Familie als Wirtschaftssubjekt, Übertragung von Vermögen
und Kulturtechniken, Erbrecht, ihre Finanzierung durch Lohnarbeit und
Kapitaleinkünfte • Das Privatunternehmen, Gewinn und Erfolgsrechnung,
Bilanz. • Privatunternehmen / Genossenschaften – Unterschiede in Wirt-
schaftsgesinnung und Wirtschaftsmethode
II Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung (Samstag/Sonntag)
In der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung werden die verschiedenen
Wirtschaftssubjekte zueinander in quantitative, in Geldwerten ausgedrück-
te Beziehung gesetzt. Die Wirtschaftspolitik arbeitet dann mit diesen
Größen. Die Unterschiede in Wirtschaftsgesinnung und Wirtschaftsmetho-
de, die in den einzelnen Bereichen gelten, sind in diesen Daten ausgelöscht.
Dadurch wird das Verständnis der wirklichen Bewegung bedeutend er-
schwert. Wir wollen untersuchen, ob der Rückbezug auf die unterschiedli-
chen Wirtschaftssubjekte, ihre unterschiedliche Methodik und, daraus fol-
gend, ihre unterscheidbaren Interessen den Zugang zur wirtschaftspoliti-
schen Diskussion erleichtert.

Vorbereitungsgruppe: Christoph Cornides, Martin Fochler, Rüdiger Löt-
zer. Wer Anregungen hat oder bei der Vorbereitung mitmachen kann – bitte
melden bei: GNN Stuttgart, Tel. (07 11) 62 47 01, Fax (07 11) 62 15 32. Wir
wollen in den nächsten Wochen das Material zusammenstellen.

AG Philosophie

Vernunftdenken versus Sittlichkeitsdenken in der Entwicklung
des internationalen Rechts (Völkerrechts).
Vom christlichen Entwurf des internationalen Rechts zur aktuellen Um-
wälzung desselben durch EU und NATO.Vermengung von Recht und Moral,
d.h. durch Sittlichkeitsdenken geprägtes Rechtsverständnis) im christlichen
Entwurf des internationalen Rechts vor Grotius: Hier ist der durch den sitt-
lichen Anspruch herbeigeführte Zwang zur Unterscheidung von Gut und
Böse angesiedelt: Das Recht legitimiert den Kampf für die „bessere Sache“.
Stichwort: Kreuzzüge.

Mit Grotius hebt die naturrechtlich begründete Abgrenzung des Rechts /
Rechtssystems gegen die moralischen Normen an. „Kant vollendet die Ent-
wicklung und setzt Recht und Moral endgültig als voneinander unabhängi-
ge Werte.“ (Franz Neumann, „Behemoth …“) In dieser Entwicklungslinie ist
folgendes der Fall: Im Sittlichkeitsdenken hatten und haben die „Men-
schenrechte“ eine missionarische Funktion – sie sind die Entäußerung der
besseren Welt. So legitimieren sie Expansion bzw. Kolonisierung. Im mo-
dernen Stadium werden die Menschenrechte den Völkern zugeordnet – sie
werden herausgelöst aus dem Zusammenhang, in dem sie einen vernünfti-
gen Platz haben: im innerstaatlichen Bereich und im Krieg bzw. in den
Kriegshandlungen.

Die NS-Völkerrechtslehre erklärte die Beziehungen zwischen den
deutschsprachigen Bevölkerungsteilen in den ost-/südosteuropäischen
Staaten und der übrigen Bevölkerung zu „völkerrechtlichen Beziehungen“
– und gab diesen Beziehungen eine menschenrechtliche Definition. Bei Carl
Schmitt erhält diese Umdeutung innerstaatlicher Verhältnisse die Bedeu-
tung eines „völkerrechtlichen Großraumprinzips“: „Es ist … eine der heu-
tigen politischen und geschichtlichen Lage des Deutschen Reiches wie des
osteuropäischen Raumes entsprechende Anwendung des völkerrechtlichen
Raumordnungsgedankens …“ (Völkerrechtliche Großraumordnung mit In-
terventionsverbot für raumfremde Mächte, IV. Kapitel)

Wie in den bisherigen Kursen lesen wir die ausgewählten Texte gemein-
sam und diskutieren sie. Die Textmappe liegt zu Kursbeginn vor.

AG Geschichte

Die „Eigentumsfrage“ in deutschen Verfassungen und die ak-
tuelle Programmdiskussion der PDS

Folgende Themen wollen wir in der AG Geschichte unter dem Stichwort „Ei-
gentum“ behandeln:
1. Die Herausbildung des Rechts auf „Privateigentum“ mit der bürgerlichen
Gesellschaft und der Niedergang des Feudalismus. Unterpunkt: „Eigentum“
in den Verfassungen von 1794 bis heute
2. „Sozialisierung“ konkret betrachtet: Auseinandersetzung um die Lan-
desverfassung im Jahre 1946 und folgende. Eigentumsrechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts.
3. „Das Eigenheim“, seine historischen Wurzeln und die aktuelle Diskussi-
on heute. Lesen und diskutieren, u.a. aus: P. Bourdieu, „Der Einzige und sein
Eigenheim“,VSA-Verlag. Das „Eigenheim“ vor und nach der Wende in der
DDR.
4. Kritische Auseinandersetzung über verschiedene Eigentumsformen in der
DDR
5. Genossenschaftsdiskussion in der PDS

Wann?

Donnerstag, 12. August, Beginn 14 Uhr, bis
Sonntag, 15. August, mittags

Wo?

Jugendherberge 
„R. Breitscheid“,
99894 Friedrichro-
da, Waldstr. 25
Unterbringung und Ver-
pflegung in der Jugend-
herberge: DM 40,- täg-
lich (Übernachtung: DM
14,–, Frühstück: DM 8,–,
Mittagessen: DM 10,–,
Abendessen / kalt: DM
8.–. Die Unterbringung
erfolgt in 2-, 4- oder 6-
Bett-Zimmern. Bettwä-
sche kann gegen einma-
lig DM 6,– ausgeliehen
werden.
• Bahn: bis Eisenach,
Fröttstädt (von dort mit
dem Triebwagen weiter
nach Friedrichroda, z.B.
ab 11.22, 12.22, 13.22
Uhr)      oder
bis Gotha, Anschlußzug
Friedrichroda oder
Thüringer Waldbahn
• Auto: über die BAB 4
Abfahrt Waltershau-
sen/Friedrichroda

Anmeldung – 

bitte nur schrift-

lich – bei: 

Christiane Schnei-
der, c/o GNN,
Neuer Kamp 25,
20359 Hamburg, 
Fax (0 40) 43 18 88
21, E-mail: GNN-
Hamburg@LINK-
S.cl.sub.de

Gebeten wird um
verbindliche An-
meldung.
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